Stand: 14.06.2024

Ausschussvorlage ASA 21/2
Ausschussvorlage WVA 21/3
offentlich

Stellungnahmen der Anzuhérenden zur miindlichen Anhérung
des Arbeits- und Sozialpolitischen Ausschusses und
des Ausschusses fiir Wirtschaft, Energie, Verkehr, Wohnen und landlichen Raum

Gesetzentwurf

Fraktion der CDU, Fraktion der SPD, Fraktion der Freien De-
mokraten

Drittes Gesetz zur Anderung des Hessischen Ladenoff-
nungsgesetzes

— Drucks. 21/523 —

ASA, WVA

—

Gemeinde Hohenroda

Hessischer Stadte- und Gemeindebund

Kommissariat der Katholischen Bischéfe im Lande Hessen
Landkreis Fulda

Gemeinde Rasdorf

ver.di Landesbezirk Hessen

REWE Group

Beauftragter der Evangelischen Kirche

© © N o g &~ w b

DGB Bezirk Hessen-Thuringen

—_—
©

Tegut ... gute Lebensmittel GmbH & Co. KG

—_—
—

unaufgefordert eingegangene Stellungnahme:
Allianz fur den freien Sonntag Hessen

Teil 1

a W -

10
12
13
20
22
29
32

35


http://starweb.hessen.de/cache/DRS/21/3/00523.pdf

1

Der Gemeindevorstand der

GEMEINDE HOHENRODA
Landkreis Hersfeld-Rotenburg
Ortsteile: Ausbach, Glaam, Mansbach, Oberbreitzbach, Ransbach, Soislieden

Geme ndevorstand Hohenroda, Baumgarten 3, 36284 Hohenroda

Ami/Abteilung

Hessischer Ministerprasident Biirgermeister
Boris Rhein Auskunft ereilt
Hessische Staat_skanzlel Herr Stenda
Georg-August-Zinn-Str. 1

< Telefon (06676) 9200-0
65183 Wiesbaden Telefax (06676) 9200-60

Internct: http://www.hohenroda.de
E-Mail; bgm.stenda@hohenroda.de
Zeichen/lhre Nachricht vam Unser Zeichen/Unsere Nachncht vom Datum
St 30.04.2024

Gesetz zum durchgingigen Betrieb voliautomatisierter Verkaufsmodule
(Minimarkt-Gesetz)

Sehr geehrter Herr Ministerprasident Rhein,

der hessische Landtag befasst sich derzeit mit der im Betreff genannten Gesetzgebung. Hier
wird auf die verdffentlichte Drucksache 21/36 der 21. Wahlperiode vom 26.01.2024 verwiesen.
Gerade im landlichen Raum spielt das Thema Nahversorgung eine wichtige und zentrale Rolle.
Whahrend sich die Supermaérkte in hdher besiedelten Stadten und Gemeinden ansiedeln, bleibt
der landliche Raum in der Regel aullen vor. Weite Wege mussen fur deren Burgennnen und
Burger in Kauf genommen werden, um den ndchsten Supermarkt zu erreichen. Seitens der
Betreiber von Supermérkten wird hier die Wirtschaftlichkeit vorgeschoben die in den landlichen
Stadten und Gemeinden nicht gegeben sei. Mit autarken Marktkonzepten wird dieser Markt
revolutioniert. Chancen gerade fir den landlichen Raum soliten bei diesen Konzepten im Fokus
stehen.

Unser Oristeil Mansbach mit knapp Uber 1.000 Einwohnern hat seinen letzten
Nahversorgungsmarkt in 2014 verloren. Seitdem wurde stets nach adaquaten und
zukunftsfahigen Nachfolgelésung gesucht. Das vieldiskutierte teo-Modell betrachtet Standorte
in der Grélenordnung von Mansbach als unwirtschaftlich So expandiert man vermehrt in den
groferen Stadten (Fulda, Bad Hersfeld...), aber nicht im landlichen Raum in denen in diesem
Segment die weilken Flecken vorherrschen.

Erfreulicherweise konnte mit dem Konzept von Tante Enso fur unseren Ortsteill Mansbach ein
Betreiber gefunden werden, der sich in Oristeilen unter 3 000 Einwohnern also im landlichen
Raum, ansiedelt. Hier wird auch gerade fiir viele weitere Ortschaften im l&ndlichen Sektor ein
enormes Entwicklungspotenzial gesehen.
Deren Ladenkonzept besteht aus.
- Zutritt zum Tante Enso Laden rund um die Uhr an 365 Tagen mit der kostenlosen
Tante-Enso-Karte.
- 3.000 Artikel im Sofortkauf fiir nahezu alle Bedurfnisse zu Supermarktpreisen
- Zuséatzlich die beliebtesten Artikel aus der Region aus einer Hand Kunden durfen
mitbestimmen, welche das seien sollen.

Aligemaine Sprechzeiten: Konten der Gemeindekasse:
Mo -Fr  0900-12.00 Uhr Sparkasse Bad Hersfeld-Rotenburg ¢ BAN DE41 5325 0000 0036 0000 50 ¢ BIC HELADEF1HER
Di 14 00 - 18.00 Uhr Raiffeisenbank Werratal Landeck e G @ IBAN DE38 5326 1342 0004 0307 02 4 BIC GENODEF1RAW

Do 14 00 - 17 00 Uhr VR-Bank Nord-Rhén e.G & BAN DE74 5306 1230 0001 7119 97 @ BIC GENODEF1HUE
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- Aus einer groRen Artikelauswahl im Online-Markt bestellen und in den Tante Enso vor
Ort kostenlos liefern lassen.

- Direkte Mitbestimmung, was Sortiment und Offnungszeiten mit Personal angeht.

- Gut erreichbarer Standort vor Ort.

Ein Bestandteil deren wirtschaftlichen Ausrichtung im léndlichen Raum ist die durchgehende
Offnungszeit, auch an Sonn- und Feiertagen, an denen kein Personal eingesetzt wird.

Die Ladengrofle muss zur Konzepterfillung jedoch mindestens 250 m? plus Lagerfliche
betragen. In Mansbach sollen dafir Raumlichkeiten im bestehenden DGH mit einem Anbau
genutzt werden.

Der hessische Landtag hat sich mit dem von der FDP-Fraktion eingebrachten Gesetzentwurf
mit der Drucksache 21/36 befasst. Wir begrifen die Offnung von digitalen Mini-Supermarkten
auch an Sonn- und Feiertagen. Jedoch darf der Fokus dabei nicht nur auf teo-Markten liegen,
die den wirklichen landiichen Raum aussparen. Zur Starkung des ldndlichen Raumes sollte
daher der Fokus deutlich erweitert werden. Die Offnungszeiten an Sonn- Und Feiertagen
missen demnach auch fir grolere Mini-Supermaérkte gelten und die Begrenzung auf 100 m?
gestrichen werden. Alternativ sollte fir den landlichen Raum eine Ausnahmeméglichkeit
geschaffen werden, bspw. in dem die m?-Begrenzung fiir Oristeile ab 1.500 Einwohnern gelten.

Nur so hat die Nahversorgung im léndlichen Raum eine Zukunft. Nur so kénnen die Wege zum
Einkauf verkirzt und damit ein erheblicher Beitrag fir unsere Umwelt geleistet werden.

Die Nahversorgung ist ein wesentlicher Grundbaustein fir eine lebens- und liebenswerte
Ortschaft. Mit deren Starkung starken wir auch unseren landlichen Raum.

Die derzeitige Gesetzesvorlage konterkariert das. Daher muss hier gehandelt werden. Nur so
kann auch die Politik mit ihren Versprechen zur Férderung des ldndlichen Raumes weiterhin
glaubwirdig bleiben.

Die Gemeindevertretung der Gemeinde Hohenroda hat daher einstimmig folgenden Beschluss
gefasst:

Das Land Hessen wird aufgefordert, im eingebrachten Gesetzentwurf ,Gesetz zum
durchgidngigen Betrieb vollautomatisierter Verkaufsmodule (Minimarkt-Gesetz)*
vollumfinglich auf die Begrenzung der Verkaufsfliche zu verzichten oder fiir den
landlichen Raum und kleinere Ortschaften Ausnahmemadaglichkeiten einzuarbeiten.

Ich freue mich auf lhre Unterstitzung zur Starkung unseres geliebten landlichen Raumes und
stehe bei Rlckfragen sehr gerne zur Verfigung.

Mit freundljéiien, GriRen

nd‘re tenda
Biirgermeister
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Anhdrung im arbeits- und sozialpolitischen Aussschuss und im Ausschuss fiir Wirtschaft,
Energie, Verkehr, Wohnen und landlichen Raum des Hessischen Landtags

Hier: Anh6rung zum Gesetzentwurf der Fraktion der CDU, der Fraktion der SPD und der Frak-
tion der Freien Demokraten — Drittes Gesetz zur Anderung des Hessischen Ladendffnungsge-
setzes — Drucks. 21/523 -

Sehr geehrte Damen und Herren,

wir bedanken uns, in der miindlichen Anhérung zu dem Gesetzentwurf der Fraktion der CDU,
der SPD und der Freien Demokraten zur Anderung des Hessischen Ladenéffnungsgesetzes —
Drucks. 21/523 - Stellung nehmen zu kdnnen.

An der miindlichen Anhérung am 26.06.2024 nehmen von unserer Seite Herr Geschiftsfiihrer

Johannes Heger sowie Frau Manuela Siedenschnur teil.

Aufgrund des gesellschaftlichen Wandels sowie der weitergehenden Fiexibilisierung der Wirt-
schafts-, Arbeits- und Lebensverhdltnisse und der damit einhergehenden Wandlung des Kon-
sum- und Einkaufsverhaltens der Verbraucher, sehen wir in Bezug auf die beabsichtigte Ande-
rung des HLGG und der damit verbundenen Offnung von digitalen Kleinstsupermérkten an Sonn-
tagen in der Zeit von 0 — 24 Uhr einen richtigen Schritt, um zum einen den tatsichlichen Bediirf-
nissen der Bevdlkerung gerecht zu werden und zum anderen auch den Schutz der Sonn- und

Feiertage zu gewahrleisten.

Hessischer Stéddte- und BANKVERBINDUNG PRASIDENT GESCHAFTSFUHRER
Gemeindebund e.V. Sparkasse Langen-Seligenstadt Markus Rdder Johannes Heger
Henri-Dunant-Str. 13 IBAN DE66 5065 2124 0008 0500 31 ERSTER VIZEPRASIDENT Dr. David Rauber
D-63165 Miihlheim am Main  BIC: HELADEF1SLS Carsten Helfmann Harald Semler
Telefon 06108 6001-0

VIZEPRASIDENT

Telefax 06108 6001-57 Steuernummer: 044 224 00204 Matthias BaaR
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Soweit in § 2 Abs. 1 Nr. 2 HL6G-E eine Legaldefinition fiir ,digitale Kleinstsupermirkte” einge-
flhrt wird, wird dies ausdriicklich begriiRt. Wir halten allerdings die Beschrankung der Verkaufs-
flache nicht fiir notwendig, da die digitalen Kleinstsupermarkte ausschlieBlich fiir den Verkauf
von Waren des tdglichen Ge- und Verbrauchs offen gehalten werden diirfen.

Insbesondere die neue Definition des Begriffs ,Waren des tiglichen Ge- und Verbrauchs” in § 2
Abs. 1 Nr. 5 HL6G-E und die Reduzierung auf Lebens- und Genussmittel, Erzeugnisse und den
Haushaltsbedarf und Hygieneartikel stellt im Vergleich zu der derzeitigen Regelung eine Ein-
schrankung des Bedarfs dar, so dass hier das notwendige Korrektiv fiir die Eingrenzung des Ver-
kaufs an Sonntagen gesehen wird. Eine zusitzliche GréRenbeschrinkung ist aus Sicht des Hessi-
schen Stddte- und Gemeindebundes nicht notwendig.

Grundsétzlich begriiBen wir jedoch die beabsichtigte Regelung, da hiermit eine Anpassung an
die derzeitigen Realitéten erfolgt und damit eine Stirkung des lindlichen Raums einhergeht.

Diesseits wird allerdings angeregt, zur gesetzlichen Klarstellung nicht nur eine Offnung der digi-
talen Kleinstsupermarkte zu erméglichen, sondern insbesondere auch der Warenverkaufsauto-
maten. Der VGH Kassel hat mit seinem Beschluss vom 22.12.2023 — Az.: 8 B 72/22 — die streitge-
genstdndlichen Verkaufsmodule als Verkaufsstellen eingeordnet. Der VGH hat deutlich gemacht,
dass gerade der Anwendungsbereich des HL&G nicht bereits dann verlassen wird, wenn dem
Kaufvorgang kein Personal beiwohnt. Ob und inwieweit dies auch fiir Warenautomaten gilt, ist
offen gelassen und sollte gesetzlich klar geregelt werden. Insofern sollte bei der Begriffsbestim-
mung zu Verkaufsstellen § 2 Abs. 1S. 1 HLSG dieser auch um Warenverkaufsautomaten ergénzt

werden.

Wir hoffen, dass unsere Anregungen beriicksichtigt werden und freuen uns, unsere Stellung-

nahme im Rahmen der Anhérung darstellen zu kénnen.

Mit freundlichen GriiRen

Ge \éiftsfijhrer




Kommissariat der Katholischen Bischofe
im Lande Hessen

per E-Malil

An die Vorsitzende des
Arbeits- und Sozialpolitischen Ausschusses
Frau Sabine Bachle-Scholz

An den Vorsitzenden des Ausschusses fiir
Wirtschaft, Energie, Verkehr, Wohnen und
landlichen Raum

Herrn Michael Boddenberg

06. Juni 2024
Az. 7.1.3.0./ Kl-fe

AnhoOrung im Arbeits- und Sozialpolitischen Ausschuss und im Ausschuss fur Wirtschatt,
Energie, Verkehr, Wohnen und landlichen Raum des Hessischen Landtags

hier: Ihr Schreiben vom 17. Mai 2024

Aktenzeichen: | 2.15

Sehr geehrte Frau Bachle-Scholz,
sehr geehrter Herr Boddenberg,

sehr geehrte Damen und Herren,

herzlichen Dank fur die Mdglichkeit, zu dem

Gesetzentwurf der Fraktion der CDU, der Fraktion der SPD

und der Fraktion der Freien Demokraten

(Drittes Gesetz zur Anderung des Hessischen Ladendffnungsgesetzes)
— Drucks. 21/523 —

eine Stellungnahme abgeben zu kénnen. Hiervon machen wir gerne Gebrauch.

Der Gesetzentwurf betrifft das verfassungsrechtlich abgesicherte hohe Rechtsgut des Sonntags-
schutzes und dessen Einschréankung durch eine 24-stindige Sonntagsoffnung von digitalen

Kleinstsupermarkten.

lvon5
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Wir sehen die Wichtigkeit einer wohnortnahen Versorgung im landlichen Raum, so wie es auch im
Koalitionsvertrag festgeschrieben ist. Die nach dem Urteil des Hessischen VGH zu teo-Méarkten
ergangenen Resolutionen aus vielen kleinen hessischen landlichen Kommunen, die auf eine
Offnung der vollautomatisierten Laden dréangen, um die wohnortnahe Versorgung im landlichen
Raum mangels anderer Supermarkte sicherzustellen, verdeutlichen die Problematik und
Notwendigkeit. Es geht um die Menschen im landlichen Raum, in dem es nur dann die
vollautomatisierten Mini-Supermarkte weiter geben wird, wenn diese auch sonntags 0ffnen durfen
und wo auch wochentags keine andere Moglichkeit besteht, in einem Supermarkt wohnortnah

einzukaufen.

Wir halten aber auch den Sonntagsschutz fir ein auf3erordentlich wichtiges hohes verfassungs-
rechtliches Gut, dessen Schutz immer wieder durch das BVerfG, das BVerwG und den Hessischen
VGH bestétigt wurde.

Unter Beachtung des durch das BVerfG aufgestellten Regel-Ausnahme-Verhéltnisses fur den
Sonntagsschutz halten wir eine Sonntagso6ffnung fir vollautomatisierte digitale Kleinstsupermarkte
unter sehr engen Voraussetzungen fiir zulassig: Die Offnung ist auf den landlichen Raum zu
beschrénken, in dem keine wohnortnahen Supermarkte existieren, insbesondere darf kein
abgetrennter Bereich von einem grof3en Supermarkt benutzt werden. Die Verkaufsflache darf nicht
mehr als 50 — 100 gm betragen. Es dirfen ausschlief3lich Waren des taglichen Ge- und Verbrauchs
angeboten werden. Es darf kein Personal eingesetzt werden und zwar ausdrticklich auch keinerlei
Sicherheitspersonal. Es dirfen am Sonntag weder Waren nachgefullt noch Reparaturen
durchgefuhrt werden. Wenn Méangel auftreten oder Waren aufgebraucht sind, miissen Reparaturen

und Nachfillungen an dem darauffolgenden Montag erfolgen.

In dem vorliegenden Gesetzentwurf sehen wir die meisten Voraussetzungen, die wir fir notwendig
halten, als gegeben an. Allerdings widerspricht die fehlende Einengung auf den landlichen Raum
dem wichtigen verfassungsrechtlich abgesicherten Sonntagsschutz. Auf3erdem halten wir es fur
notwendig, dass der Ausschluss von Personal im Gesetzestext oder zumindest in der Begrindung
naher konkretisiert wird und ausdrucklich den Verzicht auf einen Einsatz von Sicherheitspersonal

am Sonntag mit einschlief3t.

Im Einzelnen:
Gesetzliche vorgesehene neue Regelungen
In 8 1 HLO6G Entwurf wird als weiterer neuer Zweck aufgenommen, die Rahmenbedingungen fir

eine gute Lebensqualitat und attraktive Lebensraume zu verbessern.

FrauenlobstraRe 5 - 65187 Wiesbaden - Telefon: (0611) 3 60 08-0 - Telefax: (0611) 3 60 08-20
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In 82 Abs. 1 Nr. 2 HL6G Entwurf werden die digitalen Kleinstsupermérkte definiert und dem
Anwendungsbereich des Gesetzes unterworfen: ,Digitale Kleinstsupermarkte, vollautomatisierte
Verkaufsstellen mit einer Verkaufsflache von bis zu 120 gm, die ausschlieBlich Waren des
taglichen Gebrauchs und Verbrauchs feilhalten und durch digitale Ldsungen ohne

Verkaufspersonal betrieben werden*.

Darlber hinaus werden die Waren des taglichen Ge- und Verbrauchs in § 2 Entwurf ndher definiert:
~Waren des téglichen Ge- und Verbrauchs, Lebens- und Genussmittel, Erzeugnisse fir den

Haushaltsbedarf und Hygieneartikel“.

§ 4 HLOG Entwurf soll erganzt werden um die Regelung, dass digitale Kleinstsupermarkte in der

Zeit von 00:00 — 24:00 Uhr vom Offnungsverbot an Sonn- und Feiertagen ausgenommen werden.

Fehlende Einengung auf landlichen Raum als Verstol3 gegen Sonntagsschutz
Den Zweck des Gesetzes und die dadurch fehlende Einengung auf den landlichen Raum im
weiteren Gesetzestext sehen wir kritisch und halten eine solche Ausweitung der Ladenéffnungen

auch in stadtischen Gebieten fur einen Verstol3 gegen den Sonntagsschutz.

Nach der Rechtsprechung des BVerfG (Entscheidung vom 01.12.2009 Az.1BvR2857/07) wird
durch den Sonn- und Feiertagsschutz ein Regel-Ausnahme-Verhaltnis statuiert: ,An den Sonn- und
Feiertagen soll grundsatzlich die Geschaftigkeit in Form der Erwerbsarbeit, insbesondere der
Verrichtung abhéngiger Arbeit, ruhen, damit der Einzelne diese Tage allein oder in Gemeinschaft
mit anderen ungehindert von werktaglichen Verpflichtungen und Beanspruchungen nutzen kann.
Geschutzt ist damit der allgemein wahrnehmbare Charakter des Tages, dass es sich grundsatzlich
um einen fur alle verbindlichen Tag der Arbeitsruhe handelt. Die typische werktagige Geschaftig-
keit hat also an Sonn- und Feiertagen zu ruhen. ,Ausnahmen von der Sonn- und Feiertagsruhe
sind zur Wahrung hoherer oder gleichwertiger Rechtsgiter moglich.“ Es bedarf also eines
besonderen Anlasses, um eine Offnung zu rechtfertigen. Das Regel-Ausnahme-Verhaltnis wird
vom BVerfG mit der besonderen Bedeutung des verfassungsrechtlichen Schutzbereiches
begrindet: Danach wird das Grundrecht auf Religionsfreiheit in seiner Bedeutung als Schutz-
verpflichtung des Gesetzgebers durch den objektiv rechtlichen Schutzauftrag fir den Sonn- und

Feiertagsschutz konkretisiert.

Die Sonn- und Feiertagsgarantie foérdert und schitzt nicht nur die Ausibung der Religionsfreiheit
und den Arbeitnehmerschutz. Sie kommt dem Schutz von Ehe und Familie ebenso zugute wie der
Erholung und Erhaltung der Gesundheit. Auch die Vereinigungsfreiheit lasst sich nach der

Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts effektiver wahrnehmen. Dem Sonntagsschutz
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kann schlie3lich ein besonderer Bezug zur Menschenwiirde beigemessen werden, weil er dem

okonomischen Nutzdenken eine Grenze zieht und dem Menschen um seiner selbst willen dient.

Das BVerwG hat am 17.05.2017 (8CN1.16) entschieden, dass es keine verkaufsoffenen Sonntage
ohne Sachgrund geben darf. Danach reichen das alleinige Umsatz- und Erwerbs-Interesse der
Handelsbetriebe und das Shopping-Interesse der Kundschaften nicht aus. Ein dariber hinaus
gehendes offentliches Interesse musste hinreichend gewichtig sein, um die konkret beabsichtigte
Ladeno6ffnung in ihrem zeitlichen, raumlichen und gegenstandlichen Umfang zu rechtfertigen. Auch
der Hessische VGH (Urteil vom 15.05.2014 Az. 8A2205/13) folgert aus der Rechtsprechung des
BVerfG, dass der Gesetzgeber verpflichtet ist, Sonn- und Feiertage erkennbar als Tage der
Arbeitsruhe zur Regel zu erheben und Ausnahmen nur bei einem dem Sonntagsschutz gerecht
werdenden Sachgrund zuzulassen; ein bloR wirtschaftliches Umsatzinteresse der
Verkaufsstelleninhaber und ein alltagliches Erwerbsinteresse geniigen grundsatzlich nicht, um
Ausnahmen von dem verfassungsunmittelbar verankerten Schutz der Arbeitsruhe und der

Mdglichkeit zu seelischer Erhebung an Sonn- und Feiertagen zu rechtfertigen.

Der Sonn- und Feiertagsschutz ist ein hohes Gut. Der Wechsel von Arbeit und Ruhe gehoért zum
Leben und Dasein des Menschen. Der Sonntag gibt dem Zeitempfinden einen wiederkehrenden
Rhythmus und gewahrt einen regelmafRigen Freiraum, in dem mdoglichst viele Menschen zur
gleichen Zeit frei haben. Der Zusammenhalt in Gberschaubaren Gemeinschaften der Familie, dem
Freundeskreis oder dem sozialen Umfeld, wie in der Gesellschaft im Ganzen, wird nicht allein durch
wirtschaftliche Guter gewahrleistet. Dazu gehdren auch die gemeinsame Teilhabe an kulturellen
Gutern, das gemeinsame Erleben, Wahrnehmen und Gestalten der Zeit. Der Sonntag ist daher
nicht nur fir Christen als Tag des christlichen Gottesdienstes, sondern als gemeinsamer Ruhetag,
eine kulturelle und soziale Errungenschaft und hat fiur die Qualitat menschlichen Lebens und

Zusammenlebens eine herausragende Bedeutung.

Aus vorgenannten Griinden halten wir eine Offnung in allen Gebieten ohne eine Beschrankung auf
den landlichen Raum, in dem eine wohnortnahe Versorgung gesichert werden soll, fur unzulassig.
Wir sehen die Sorge fir eine gute Lebensqualitat und attraktive Lebensraume in Innenstadten. Die
katholischen Bistiimer unterstitzen insoweit jede Initiative zur Vitalisierung der Stadte
ausdricklich. Hier kdnnten genaue Analysen und breit angelegte Konzepte helfen, die bis hin zur
kulturellen und sozialen Belebung der Innenstadte reichen, damit diese wieder verstarkt zu
attraktiven Orten und Raumen der Begegnung werden. Die Bistimer stehen hier ausdricklich zu
Mitwirkung und Gestaltung bereit. Sonntagséffnungen aber in dem breiten Rahmen, wie er in dem

Gesetzentwurf festgelegt ist, kbnnen dem Strukturwandel in den Stadten nicht entgegenwirken.
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Wohnortnahe Versorgung als Sachgrund fir Sonntagsoéffnung unter engen Voraus-
setzungen mdglich

Die wohnortnahe Versorgung im landlichen Raum sehen wir als ein wichtiges Rechtsgut an. Zu
beachten ist, dass tegut seine digitalen Kleinstsupermarkte nur dann in den landlichen Raumen
beibehalt, wenn auch eine Offnung sonntags erfolgen kann. Dies bedeutet, dass bei fehlender
Sonntagso6ffnung die digitalen Miniméarkte geschlossen werden und die Menschen, die vor Ort
leben, keine Mdéglichkeit mehr haben, auch in der Woche ohne Auto einzukaufen, weil der nachste
Supermarkt weiter weg ist. Hier geht es nicht darum, ein bloBes Shoppinginteresse oder
Umsatzinteresse zu befriedigen. Vielmehr geht es darum, dass Menschen auch werktags
wohnortnah ohne Nutzung eines Autos oder offentlicher Verkehrsmittel Waren des téaglichen Ge-
und Verbrauchs kaufen konnen. Dieses stellt einen wichtigen Sachgrund dar, der unserer
Auffassung nach eine Sonntags6ffnung unter den von uns oben im ersten Abschnitt schon
angefuhrten engen Voraussetzungen rechtfertigt. Die in § 2 angefuhrten Definitionen und Voraus-
setzungen entsprechen mit Ausnahme der fehlenden Einengung auf den landlichen Raum im

Wesentlichen diesen engen Voraussetzungen.

Fazit

Wir regen an, in 8 2 noch die Einschrankung auf den l&andlichen Raum aufzunehmen und ein Verbot
aufzunehmen, Bereiche in gro3en Superméarkten abzutrennen fur digitale Minimarkte. Aul3erdem
kénnte aus Grinden der Rechtssicherheit noch der Ausschluss von jeglichem Personal im
Gesetzestext oder zumindest in der Begriindung wie im Folgenden angefuhrt ndher konkretisiert
werden: ,Es darf kein Personal eingesetzt werden und zwar ausdricklich auch keinerlei
Sicherheitspersonal. Es dirfen am Sonntag weder Waren nachgefullt noch Reparaturen
durchgefuhrt werden. Wenn Méangel auftreten oder Waren aufgebraucht sind, miissen Reparaturen

und Nachfillungen an dem darauffolgenden Montag erfolgen.*

Wir hoffen, dass unsere Anmerkungen Bertcksichtigung finden und verbleiben

mit freundlichen GrifRen
i. A.

Rechtsanwaltin Prof. Dr. Magdalene Klaver
Justiziarin des Kommissariats

FrauenlobstraRe 5 - 65187 Wiesbaden - Telefon: (0611) 3 60 08-0 - Telefax: (0611) 3 60 08-20
E-Mail: hessen@kommissariat-bischoefe.de « Web: www.kommissariat-bischoefe-hessen.de
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Landkreis Fulda « Postfach 16 54 « 36006 Fulda

Hessischer Landtag
Schlossplatz 1-3
65183 Wiesbaden

Fulda, 12.06.2024

Schriftliche Stellungnahme zum Gesetzentwurf der Fraktion der CDU, der Fraktion der SPD
und der Fraktion der Freien Demokraten
Hier: Drittes Gesetz zur Anderung des Hessischen Ladenéffnungsgesetzes

Sehr geehrter Damen und Herren,

der vorliegende Gesetzentwurf der Fraktion der CDU, der Fraktion der SPD und der Fraktion der
Freien Demokraten, der eine vollstandige Freigabe der Ladendffnungszeiten an allen Werktagen
vorsieht, entspricht den modernen Bediirfnissen und Anforderungen an unsere Gesellschaft und
Wirtschaft. Die vorgeschlagenen Anderungen sind nicht nur rational begriindet, sondern bieten auch
eine LOsung, um den Sonntag und auch die staatlich anerkannten Feiertage als Tage der Arbeits-
ruhe und der seelischen Erhebung bestmdoglich zu schitzen.

Das Hessische Ladendffnungsgesetz hat sich seit seiner Einflhrung stetig dem gesellschaftlichen
Wandel und der fortschreitenden Rechtsprechung anpassen muissen. Auch unsere Gesellschaft ist
einem kontinuierlichen Wandel ausgesetzt, was Anpassungen der Rahmenbedingungen fir eine
hohe Lebensqualitat und attraktive Lebensrdume in Hessen erforderlich macht. Eine Anpassung der
Ladendffnungszeiten ist notwendig, um den Anforderungen einer modernen und flexiblen Lebens-
weise gerecht zu werden.

Die fortschreitende Digitalisierung hat die soziale Wirklichkeit verandert und neue Mdglichkeiten der
Nahversorgung geschaffen. Durch technologische Weiterentwicklungen kénnen digitale Nahversor-
gungsangebote entstehen, die positiv auf gesellschaftliche Herausforderungen wirken. Beispielhaft
kénnen hier die vollautomatisierten Verkaufsstellen genannt werden, die ohne Personal betrieben
und somit der Sonn- und Feiertagsruhe gerecht werde kénnen.

Permanent und dauerhaft vollautomatisierte Verkaufsstellen bieten nicht nur die Mdglichkeit einer
punktuellen Grundversorgung an Sonntagen, sondern kénnen dartber hinaus auch Begegnungs-
maoglichkeiten und Anlasse fur soziales Miteinander darstellen. Insbesondere fur Senioren bietet die
Ausweitung der Ladendffnungszeiten die Mdglichkeit, auch sonntags soziale Kontakte auf3erhalb
ihrer Wohnung zu pflegen, was dazu beitragen kann, der Vereinsamung entgegenzuwirken. Darlber
hinaus kénnen durch sonntégliche Offnungszeiten zusatzliche Raume flr nachbarschaftliche Be-
gegnungen und Kommunikation entstehen, was einen wichtigen Beitrag zum Gemeinschaftsgefihl
leistet.

Landkreis Fulda Telefon: Internet: Bankverbindung: Ev-.'
WorthstralRe 15 0661 6006-0 www.landkreis-fulda.de Sparkasse Fulda
36037 Fulda E-Mail: IBAN: DE16 5305 0180 0000 0000 17

Haupteingang: buergerservice@landkreis-fulda.de BIC/SWIFT: HELADEF1FDS E E
Tannenbergstralte F-
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Dariuber hinaus ist es von groRer Bedeutung, sowohl landliche als auch stadtische Lebensraume
attraktiv zu gestalten. Durch die vorgeschlagene Gesetzesanderung wird die Gleichwertigkeit beider
Lebensraume gefdrdert. Die Mdglichkeit, an Sonntagen ausgewahlte Waren des taglichen Bedarfs
zu erwerben, tragt dazu bei, das Leben auf dem Land genauso attraktiv zu gestalten wie in der Stadt.

Um eine Ausuferung des Sonntagsverkaufs zu vermeiden, begrenzt der vorliegende Gesetzentwurf
die Warenauswahl in den Verkaufsstellen auf Lebens- und Genussmittel, Erzeugnisse fir den Haus-
haltsbedarf und Hygieneartikel. Diese Einschrankung stellt aus unserer Perspektive sicher, dass die
Sonntagsruhe respektiert wird und gleichzeitig eine notwendige Grundversorgung gewahrleistet ist.
Zudem sind bereits Schutzkonzepte zur Begrenzung der Verkaufsstellen vorgesehen, um den ge-
setzlichen Rahmen zu sichern und ein Uberhandnehmen zu vermeiden.

Zusammenfassend lasst sich sagen, dass der Gesetzentwurf zur Anderung des Hessischen Laden-
offnungsgesetzes den modernen Erfordernissen gerecht wird und gleichzeitig den Schutz des Sonn-
tags und der Feiertage sicherstellt. Er fordert die Lebensqualitat und Attraktivitat der Lebensraume
in Hessen, bertcksichtigt die digitalen und sozialen Entwicklungen und schafft neue Raume fir Be-
gegnung und Gemeinschaft. Daher unterstitzt der Landkreis Fulda den vorliegenden Gesetzentwurf
zur Anderung der Hessischen Ladendéffnungszeiten vollstandig.

Mit freundlichen GrifRen

Woide
Landrat

Schreiben vom 12.06.2024, Seite 2
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091957
Stellungnahme der Point-Alpha-Gemeinde Rasdorf
im Rahmen der Anhorung zur Anderung des Hessischen Ladenéffnungsgesetzes
am 26.06.2024
im Arbeits- und Sozialpolitischen Ausschuss und im Ausschuss fiir Wirtschaft,
Energie, Verkehr, Wohnen und landlichen Raum des Hessischen Landtags

Sehr geehrte Damen und Herren,
zunachst vielen Dank fiir die Moglichkeit heute vor den Ausschiissen noch einmal Stellung zur
geplanten Anderung des Hessischen Ladenoffnungsgesetzes nehmen zu konnen.

Wir begriiBen es sehr, dass die hessische Landesregierung die Anderung des Hessischen
Ladenoffnungsgesetzes gleich zu Beginn der Legislaturperiode angeht. Mit unserer Resolution wollten
wir eine Chance fiir den lindlichen Raum nutzen und die durchgehende Offnung von Digitalen
Supermarkten wie z. B. den teo von tegut durch eine Gesetzesanderung ermoglichen. Wiirde das
nicht erfolgen, hatten Markte, die im Verkauf ohne Personal funktionieren im landlichen Raum fast
nirgends eine Uberlebenschance. Das Land Hessen ermaglicht nun mit der geplanten
Gesetzesanderung, dass innovative Projekte eine Chance bekommen und gleichzeitig die
Lebensqualitiat an diesen Standorten wesentlich erhoht wird. Es ermoglicht auch mobil
eingeschrankten Personen, insbesondere alteren Menschen, sich weiterhin selbst zu versorgen und
gleichzeitig langer oder gar auf Dauer in ihrem gewohnten Lebensumfeld, sprich im eigenen zuhause
verbleiben konnen. Das ist gerade fiir diesen Personenkreis enorm wichtig. Aber nicht nur mobil
eingeschrankte Personen haben einen Nutzen davon, es ermoglicht auch insbesondere
Schichtarbeitenden oder im Kranken- und Pflegebereich Tatigen ihre Einkiaufe immer dann
durchfihren zu konnen, wenn es der Dienst oder die Arbeit erlauben.

Weiterhin wird der Gesetzesentwurf den geanderten Lebensverhaltnissen, dem gesellschaftlichen
Woandel und der technischen Entwicklung in einer sehr kurzlebigen Zeit gerecht. Jede Biirgerin und
jeder Burger kann selbstbestimmt entscheiden, ob und wann er einkauft. Ob vor oder nach dem
Sonntagsgottesdienst oder auch weiterhin an Werktagen, da ihm der Sonntag wichtig und , heilig* ist.

Wir halten auch die Begrenzung auf 120 m? fiir ausreichend, da es ja eigentlich ausschlieBlich um
Dinge des taglichen Bedarfs geht und die kann man auf dieser Flache ganz sicher unterbringen. Auch
die wenigen Tage, an denen die Laden nicht offnen diirfen sind ok und miissten auch von den Kirchen
begriit und akzeptiert werden. Somit wird dem Sonn- und Feiertagsschutz ausreichend Rechnung
getragen.

Der Begriindung zur Gesetzesanderung konnen wir folgen und stimmen dieser deshalb vollumfanglich
zZu.

Wir danken deshalb den Fraktionen von CDU, SPD und FDP unter anderem durch unsere Initiative
gehandelt zu haben und diesen Gesetzesentwurf auf den Weg gebracht haben. An dieser
Gesetzesinitiative kann man erkennen, wie wichtig es ist das Ohr am Blrger zu haben und die
Realitdat im Auge zu behalten. Vielen Dank dafiir. Das sollte zumindest in Hessen auch kiinftig so
bleiben.
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ver.di  Wilhelm-Leuschner-Str. 69-77 ¢ D-60329 Frankfurt am Main Landesbezirk Hessen Jirgen Bothner
Landesbezirksleiter

DIE VORSITZENDE DES ARBEITS- UND SOZIALPOLITISCHEN

AUSSCHUSSES -

Frau MdL Sabine Bachle-Scholz Ressort 1

DER VORSITZENDE DES AUSSCHUSSES FUR WIRTSCHAFT,

ENERGIE, VERKEHR, WOHNEN UND LANDLICHEN RAUM —

Herr MdL Michael Boddenberg juergen.bothner@verdi.de ~ Zentrale: 069 2569-0
www.verdi.de  Durchwahl: -1100

Per E-Mail

12. Méarz 2024

Unsere Zeichen:

bo/gr

Anhorung im Arbeits- und Sozialpolitischen Ausschuss und im Ausschuss fiir
Wirtschaft, Energie, Verkehr, Wohnen und landlichen Raum des Hessischen
Landtags

Meine sehr geehrten Damen und Herren,

vielen Dank fur die Einladung und die Gelegenheit vor den oben genannten Ausschissen im
Rahmen der 6ffentlichen Anhérung zu dem

Gesetzentwurf der Fraktion der CDU, der Fraktion der SPD und der
Fraktion der Freien Demokraten
Drittes Gesetz zur Anderung des Hessischen Ladenéffnungsgesetzes)
— Drucks. 21/523 -

die Position des ver.di Landesbezirkes Hessen vertreten zu konnen.

An der mUndlichen Anh&rung werden Jirgen Bothner und Marcel Schauble ver.di vertreten.

Die schriftliche Stellungnahme ist diesem Schreiben beigeflgt.

Mit freundlichen GriBen

Jirgen Bothner

Hausanschrift: IBAN
Wilhelm-Leuschner-Str. 69-77 DE05500500000082000605
D-60329 Frankfurt am Main BIC-Code HELADEFFXXX
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Stellungnahme der Vereinten Dienstleistungsgewerkschaft

ver.di — Landesbezirk Hessen vom 14. Juni 2024

Gesetzgebungsverfahren Novellierung des HL6G

Der ver.di-Landesbezirk Hessen lehnt den gemeinsamen Gesetzesentwurf von CDU,
SPD und FDP zur Novellierung des HLOG vom 7. Mai 2024 ab. Die Ausweitung der
Offnung vollautomatisierter Verkaufsstellen, im Gesetz benannte digitale
Kleinstsupermdrkte, an Sonn- und Feiertagen ist mit dem verfassungsrechtlich
verankerten Schutzauftrag zur Gewahrleistung der Sonn- und Feiertagsruhe
unvereinbar. Darliber hinaus sind die zur Begriindung herangezogenen
Legitimationsstrange nicht geeignet, um rechtssicher eine dauerhafte Betreibung

solcher Verkaufsstatten an Sonn- und Feiertagen zu begrinden.

Verfassungsrechtliche Hiirden und Bedenken

Der Sonn- und Feiertagsschutz gem. Art. 140 GG i.V. mit Art. 139 WRV sowie Art. 31
der Verfassung des Landes Hessen setzt hohe Malstiabe fir das
Gesetzgebungsverfahren. Die verfassungsrechtliche Grundkonzeption umfasst dabei
nicht allein den Teilaspekt der Arbeitsruhe, sondern zugleich auch den der seelischen
Erhebung. Sonn- und Feiertage haben sich in ihrer 6ffentlichen Wirkung grundsatzlich
von werktdgigen Strukturmerkmalen zu unterscheiden und Formen werktagiger
Geschaftigkeit sind zu unterbrechen. Hierzu zahlt auch das Einkaufen bzw. die
Versorgung mit Glitern des taglichen Bedarfs. Sonn- und Feiertage dienen der Ruhe,
Besinnung, Zerstreuung und dem Menschen um seiner selbst Willen (BVerfG 1.

Dezember 2009 — Az. 1 BvR 2857/07 und 2858/07).

Ausnahmen vom verfassungsrechtlichen Konzept der Sonn- und Feiertagsruhe sind
unter der Voraussetzung moglich, wenn sie dem Sonntag selbst oder zum Schutz
gleich- oder héherrangiger Rechtsgiiter dienen. Differenziert wird a) in Ausnahmen
fir den Sonntag, was die Bereiche Kultur- und Freizeitbetrieb, Kirchen und

Beherbergung, Gastronomie umfasst, und b) Ausnahmen trotz des Sonntags, die der
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Sicherstellung und Gewahrleistung anderer Verfassungsgliter — wie beispielsweise
Bereiche zur Aufrechterhaltung der 6ffentlichen Ordnung, des Gesundheitswesens,

Verkauf von Reise- und Fahrbedarf — dienen.

Es bestehen aus unserer Sicht erhebliche verfassungsrechtliche Bedenken, die durch
den vorliegenden Gesetzentwurf nicht entkraftet werden. Im Wesentlichen fokussiert
dieser lediglich den Teilaspekt der Arbeitsruhe gem. Art. 140 GG i.V. mit Art. 139 WRV
und individuelle Interessenlagen, die nach einschlagiger Rechtsprechung in
Ausnahmefillen nur eng begrenzt oder gar nicht zur Begriindung herangezogen

werden konnen.

Bezugnehmend erster verfassungsrechtlicher Teilaspekt der Arbeitsruhe:

Kein Personaleinsatz nicht ausschlaggebend

Zur verfassungsrechtlichen Bewertung einer im vorliegenden Fall zuldssigen
Ausnahmeregelung einer dauerhaften Offnung von Verkaufsstitten des Formates
digitaler Kleinstsupermarkte ist eine isolierte Fragestellung, ob kein Personaleinsatz
erfolgt, nicht entscheidend. Zur Erflillung des Schutzkonzeptes ist die Gewahrleistung
der Unterbrechung werktagiger Geschaftigkeit zur seelischen Erhebung und zum
Schutz des Rests der Gesellschaft gleichrangig. Das hat der VGH Kassel in seiner
Urteilsbegriindung zu Sonn- und Feiertagsoffnungen der Teo-Markte am 22.

Dezember 2023 — 8 B 77/22 — festgehalten.

Dariber hinaus stellt der VGH Kassel in Auslegung der verfassungsrechtlichen
Grenzen fest, dass die Teo-Markte Verkaufsstellen i.S. der Definition sind und
unabhangig eines Personaleinsatzes unter den Geltungsbereich § 2, Abs. 1 i.V. mit §
3, Abs. 2 HL6G fallen, die entsprechend an Sonn- und Feiertagen geschlossen zu

halten sind.

Auch die Systematik des Gesetzentwurfes, digitale Kleinstsupermarkte als
Verkaufsstatten mit festgelegten Grundversorgungssortimenten des taglichen
Bedarfs nachgelagert in § 4 des Entwurfes zum HLO6G vom Sonn- und
Feiertagsschutzgebot auszunehmen, schliel3t aus unserer Sicht die Liicke hin zu einer

rechtskonformen Begriindung nicht. Die grundsatzlichen rechtlichen Anforderungen,
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die der VGH Kassel in seiner Urteilsbegriindung dargelegt hat, bleiben bestehen und

werden durch Flachen- und Sortimentsbeschrankungen nicht durchlassiger.

Bezugnehmend zweiter verfassungsrechtlicher Teilaspekt der seelischen Erhebung:

Ausnahmen trotz des Sonntags bediirfen hinreichender sachlicher Begriindung

Eine Offnung von Verkaufsstitten an Sonn- und Feiertagen bedarf einer
hinreichenden sachlichen Begrindung, die zunachst von der Frage eines
Personaleinsatzes losgelost ist. Ausnahmen sind beispielsweise der Verkauf von
Waren des Reise- und Fahrbedarfs oder die begrenzte Durchfiihrung von
verkaufsoffenen Sonntagen. Letztere obliegen strengen und durch die
Rechtsprechung bereits eng gefassten Anforderungen. Die Offnung darf nicht im
Vordergrundstehen und muss raumlich an eine Anlassveranstaltung gekoppelt sein.
Individuelle Einzel- oder Partikularinteressen wie a) Shoppinginteresse der
Kund*innen sowie b) 0okonomische Interessen der Handler*innen und
Handelskonzerne sind nicht zur Begriindung heranzuziehen (BVerwG 11. November
2015-8 CN 2.14 und 17. Mai 2017 — 8 CN 1.16). Die MaRstdbe einer hinreichenden
sachlichen Begriindung missen, der Argumentation des VGH Kassel folgend, dass es
sich bei den Teo-Méarkten um Verkaufsstitten handelt, auf die Offnung digitaler

Kleinstsupermarkte an Sonn- und Feiertagen Ubertragen werden.

Heranziehen von Interessenlagen zur rechtlichen Begriindung

Der Begrindungstext zum Gesetzesentwurf stitzt sich bei der Herleitung von
rechtskonformer  Offnung von Verkaufsstitten des Formates digitaler
Kleinstsupermarkte an Sonn- und Feiertagen neben der Hervorhebung, dass kein
Personal zum Einsatz kommt, auf das Heranziehen differenzierter Interessenlagen.
Diese unterteilen sich im Wesentlichen in a) Shopping-Interesse von Teilen der
Blrger*innen, b) 6konomische Interessen der groRen Handelskonzerne um weitere
Umsatzoptionen im Wettbewerb und c) das Interesse der kommunalpolitischen
Ebene, wohnortnahe Einkaufsmoglichkeiten zu schaffen, nachdem die kommunale
Strukturpolitik der zuriickliegenden Jahrzehnte die Abwanderung des Handels in die

Gewerbegebiete und bereits zu Gunsten der groflen Handelskonzerne mitgestaltet
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hat. Wir sehen in allen drei Kategorien von Interessenlagen in Bezug auf die normative
Grundkonzeption des Sonn- und Feiertagschutzes und bisher einschlagiger
Rechtsprechung dazu keine ausreichende Begriindung, fiir Verkaufsstatten des
Formates digitaler Kleinstsupermarkte gesetzlich ein anderes Verfahren festzulegen.
Auch der hervorgehobene gesellschaftliche Wandel und die Gestaltung attraktiver
Lebensrdume sind nach unserer Rechtsauffassung nicht geeignet, um von der
verfassungsrechtlichen Grundkonzeption der Gesellschaft und dem dort verankerten

Schutzkonzeptes abzuweichen.

Das insbesondere von der kommunalpolitischen Ebene hervorgehobene Argument
der Nah- und Grundversorgung — wohnortnah oder im landlichen Raum — beinhaltet
weder eine legitimationsstiftende Wirkung noch eine hinreichende Sachbegriindung.
Mit dem HLOG ist der Ladenschluss bereits in Ganze dereguliert. Mit Ausnahme der
Sonn- und Feiertage konnen Verkaufsstatten werktags von 0-24 Uhr 6ffnen. Damit hat
sich das Zeitfenster zur Gewahrleistung der Nah- und Grundversorgung gegenliber

den 1990er Jahren mit moglichen 144 Verkaufsstunden mehr als verdoppelt.

Die Verkaufsstatten des Formates digitaler Kleinstsupermarkte kénnen werktags
entsprechend und vollumfanglich zur Grundversorgung beitragen. Eine akute
Versorgungsliicke ist in Hessen nicht gegeben. Vielmehr lasst sich konstatieren, dass
das Verkaufsformat keinen wesentlichen Beitrag zur Grundversorgung darstellt,
wenn, wie Tegut selber publiziert, der Hauptumsatz von 30% sonntags durch
Erganzungskaufe generiert wird und dariber hinaus die Wirtschaftlichkeit der Teo-
Markte von der Sonntagsbetreibung abhangt. Betriebswirtschaftliche Erwagungen
stellen jedoch in Auslegung der einschlagigen Rechtsprechung keine ausreichende
Begriindung dar. Sie sind jedoch mafigeblich fiir das Engagement der Betreiber. Die
Standortwahl ist nicht davon geleitet, wohnortnahes Einkaufen enger zu fassen oder
Nahversorgung im landlichen Raum zu verbessern, sondern davon, welches Potenzial
an Kund*innenfrequenz und UmsatzgréRen erreicht werden kénnen. Es lberrascht
daher nicht, dass das Gros der Teo-Markte liberwiegend dort angesiedelt ist, wo eine
groRere Bevolkerungsdichte, Potenzial an Laufkundschaft und damit verbunden auch
bereits eine hohe Dichte an Lebensmitteleinzelhandel zu verzeichnen ist. Die
Betreiber selbst geben an, dass mit dem digitalen Vertriebskonzept nicht verkniipft
ist, jede entlegene Kommune mit einem Teo-Markt auszustatten, sondern ihr

stationares Filialnetz im Wettbewerb mit anderen Handelskonzernen zu erweitern.

N
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Schleichende Aushodhlung des Sonn- und Feiertagsschutzes

Wir gehen davon aus, dass mit einer dauerhaften Aufhebung des Offnungsverbotes
von Verkaufsstatten des Formates digitaler Kleinstsupermarkte mittel- und langfristig
eine schleichende Aushéhlung des Sonn- und Feiertagsschutzes einher geht. Mit Blick
in die Zukunft und einer Ausweitung digitaler Vertriebsformen — auch durch weitere
Wettbewerber im Lebensmitteleinzelhandel —ist schwer nachvollziehbar, dass in dem
Zusammenhang perspektivisch keine Beschaftigung erfolgt. Schon jetzt verzeichnet
beispielsweise das Vertriebsformat ein deutlich erhdhtes Diebstahlsaufkommen, dem
die Betreiber mit aufwendiger IT, Supportdienstleistungen und Einsatz von Detekteien
entgegnen. Ein Sprecher der Polizei Darmstadt dulRert gegenliber dem Darmstadter
Echo vom 7. Mai 2024, dass das digitale Vertriebsformat bereits 14% der
Ladendiebstahle ausmacht, und das bei vergleichsweise dullerst geringem
Flachenanteil gegeniiber dem stationdaren Lebensmitteleinzelhandel. Wir
unterstellen, dass bei einer steigenden Anzahl an Flachen im digitalen
Vertriebsformat und insbesondere an den umsatztrachtigen Sonntagen zunehmend

Beschaftigungsbedarfe entstehen.

Fazit

Nach Auffassung der Gewerkschaft ver.di, Landesbezirk Hessen, wird der
Gesetzesentwurf den hohen verfassungsrechtlichen Anforderungen nicht gerecht.
Zum einen wird die Legitimation der Offnung Verkaufsstitten des Formates digitaler
Kleinstsupermarkte wesentlich auf den Teilaspekt der Arbeitsruhe beschrankt,
wahrend dem zweiten Teilaspekt gem. Art. 140 GG iV. mit Art. 139 WRV der
seelischen Erhebung keine groRe Aufmerksamkeit gewidmet wird. Die
Argumentation, dass sich durch die Flachen- und Sortimentsbegrenzung keine
Beeintrachtigung der seelischen Erhebung ergibt, bleibt aus unserer Sicht
unbegriindet stehen. Genauso ist flr uns nicht nachvollzieh- und abgrenzbar, weshalb
Verkaufsstdtten ohne Personal eine andere oOffentliche Wirkung werktagiger
Geschaftigkeit haben als andere, zumal einschlagige Rechtsprechung an der Stelle

Verkaufsstatten nicht differenziert. Die Flachen- und Sortimentsbegrenzung der
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Verkaufsstatten des Formates digitaler Kleinstsupermarkte ist zunachst frei und

politisch definiert.

Eine hinreichend sachliche Begriindung zur Ausnahme trotz des Sonntags ist fiir uns
nicht erkennbar. Bei den im Begriindungstext zum Gesetzesentwurf aufgeflihrten
Argumentationslinien, a) sich veranderndes Shopping-Interesse von Teilen der
Birger*innen, b) 6konomische Interessen und c) Verbesserung der Nah- und
Grundversorgung, haben wir dargelegt, dass sie keine rechtliche Relevanz aufweisen

bzw. zu Punkt c) kein akuter Handlungsbedarf besteht.

Erganzt werden die Argumentationslinien um einen weiteren Punkt, zu dem wir
abschliefend Stellung beziehen wollen. Verkaufsstatten des Formates digitaler
Kleinstsupermarkte fordern das soziale Miteinander. Wir teilen diesbeziiglich eine
andere Sicht, die die Bedeutung des Sonn- und Feiertagschutzes verdeutlicht. Gerade
das lebendige Vereinsleben im ldandlichen Raum und die reichhaltigen kulturellen
Angebote in den Stadten Hessens, die insbesondere am gemeinsamen Ruhetag von
allen aufgesucht werden kénnen, tragen wesentlich bedeutsamer und wirkungsvoller
zu sozialen Begegnungen bei, als etwaige anonyme Blickkontakte beim Betreten und
Verlassen eines digitalen Kleinstsupermarktes oder kurze Gesprache beim Einkauf

eines vergessenen Artikels dies leisten kdnnten.

Unter Heranziehung aller relevanter Pramissen Uberwiegen nach Auffassung der

Gewerkschaft ver.di, Landesbezirk Hessen, verfassungsrechtliche Bedenken.



20

Stellungnahme der REWE Zweigniederlassung Mitte
im Rahmen der Anhoérung
im Arbeits- und Sozialpolitischen Ausschuss und im Ausschuss fiir Wirtschaft, Energie, Verkehr und
landlichen Raum des Hessischen Landtags
zu dem Gesetzentwurf der Fraktion der CDU, der Fraktion der SPD und der Fraktion der Freien
Demokraten — Drittes Gesetz zur Anderung des Hessischen Ladenoffnungsgesetzes
(Drucksache 21/523)

Die REWE Zweigniederlassung Mitte bedankt sich fiir die Gelegenheit, im Rahmen der 6ffentlichen
und miindlichen Anhérung zum Gesetzentwurf zur Anderung des Hessischen Ladendffnungsgesetzes
Stellung nehmen zu dirfen.

Vorbemerkung:

Mit unseren 500 REWE- und 80 nahkauf-Markten in Hessen leisten wir einen wichtigen Beitrag zur
Sicherstellung der Nahversorgung in den hessischen Stadten und Gemeinden. Unsere REWE- und
nahkauf-Markte werden als Filialen oder durch selbststandige Kaufleute betrieben. Insgesamt sind
203 selbststandige Kaufleute Teil der genossenschaftlichen REWE in der Region Mitte. Sie sind in
ihren Gemeinden tief verwurzelt, kennen die Bedirfnisse ihrer Kund:innen und wissen um ihre
Verantwortung als Nahversorger.

Seit 2022 pilotieren wir bei unserer Vertriebslinie nahkauf die sogenannte ,, nahkauf BOX“, welche die
Versorgung mit frischen Lebensmitteln und Produkten des taglichen Bedarfs in kleineren Gemeinden
sicherstellen soll — also genau dort, wo kein Wettbewerber mehr aktiv ist. Im Marz 2024 haben wir in
den Stadtteilen Wildsachsen und Langenhain der Kreisstadt Hofheim am Taunus unter dem Namen
,Paolos nahkauf BOX“ die ersten zwei Test-Boxen in Hessen erdffnet. Betrieben werden die
personallosen ,Walk-in-Stores” durch den nahkauf-Kaufmann Paolo Pennella.

Zum Konzept: Mit einer EC- oder Kreditkarte bekommen Kund:innen Zugang zum Walk-In Store. Auf
einer Verkaufsfliche von rund 40 Quadratmetern werden rund 800 Artikel des taglichen Bedarfs
angeboten. Das Sortiment reicht von frischem Obst und Gemuse, Molkerei- und Tiefkiihlprodukten
Uber Trockensortiment, alkoholfreie Getranke bis hin zu Drogerieartikeln. Ein besonderer
Schwerpunkt liegt auf REWE-Eigenmarken, Bioprodukten sowie Waren von regionalen und lokalen
Lieferanten. Der Bezahlvorgang ist bargeldlos. Mit einer EC- oder Kreditkarte bezahlen Kund:innen
den Einkauf an einer sogenannten Self-Checkout-Kasse, wie sie auch in vielen REWE-Markten bereits
zum Alltag gehoren. Jeder Artikel wird selbststandig gescannt. Nach dem Bezahlvorgang kdnnen
Kund:innen den Store mit ihrem Einkauf verlassen.

Die Warenversorgung der nahkauf BOX sowie Instandhaltung und Pflege erfolgen — ausschlielich an
Werktagen — Uber den Stammmarkt des nahkauf-Kaufmanns Paolo Pennella mit seinen nahkauf-
Markten in Diedenbergen und Mainz-Kastel.

Anmerkungen zum Dritten Gesetz zur Anderung des Hessischen Ladenéffnungsgesetzes:

—  Als REWE befiirworten wir den vorliegenden Gesetzentwurf zur Anderung des Hessischen
Ladenoffnungsgesetzes (HL6G). Die angedachte Schaffung einer rechtssicheren Losung fir die
Sonn- und Feiertags6ffnung flir automatisierte Kleinstsupermarkte stellt eine wichtige
Weiche, damit solche innovativen Verkaufskonzepte wie die nahkauf BOX langfristig in
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landlichen Gebieten in Hessen funktionieren kdnnen und somit die landliche Nahversorgung
verbessert wird.

— Die Pilot-Markte in Hessen sowie die weiteren sechs Test-Standorte bundesweit haben
bereits folgende zentralen Erkenntnisse hinsichtlich der Bedeutung der Sonn- und
Feiertagsoffnung gebracht:

e Sonn- und Feiertage leisten einen immensen Beitrag zum Erfolg der BOX. Der 24/7-
Betrieb ist fiir einen wirtschaftlichen Betrieb dringend erforderlich, denn Sonn- und
Feiertage kompensieren die durchschnittlich deutlich geringeren Einnahmen der
anderen Wochentage im Vergleich zu Gegenden mit grofRerer Kaufkraft.

e Solche automatisierten Verkaufsboxen bedeuten fiir die selbststandigen
mittelstandischen Kaufleute eine hohe Investition. Gleichzeitig kommen Betriebs-
und Personalkosten hinzu. Diese missen bei der Betrachtung der Wirtschaftlichkeit
mitbedacht werden. Rechtssicherheit und somit eine klare Regelung fiir einen 24/7-
Betrieb sind Basis fir Investitionsentscheidungen.

e Ein nicht durchgehender Betrieb, also die SchlieBung an Sonn- und/oder Feiertagen,
wirde eine aufwandigere Technik bzw. héhere Kosten zur Folge haben und insgesamt
zur Unwirtschaftlichkeit des Betriebs der BOX fiihren.

— Die Definition des Sortiments in § Abs 1 Nr. 5 NEU als ,Waren des taglichen Ge- und
Verbrauchs”, was , Lebens- und Genussmittel, Erzeugnisse fiir den Haushaltsbedarf und
Hygieneartikel" einschlieRt und somit die Deckung des taglichen Bedarfs darstellt, wird
begriRt.

— Mit Blick auf die langfristige Planbarkeit und die Schaffung verlasslicher Rahmenbedingungen
fiir Investitionsentscheidungen empfehlen wir, die Befristung des Gesetzes aufzuheben oder
zumindest bis mindestens 2035 zu verlangern.

Uber die REWE Zweigniederlassung Mitte:

Die REWE Zweigniederlassung Mitte sichert mit 26.000 Beschaftigten und insgesamt rund 540
REWE-Markten sowie rund 100 nahkauf-Markten in Hessen und Teilen von Bayern und
Rheinland-Pfalz flichendeckend die Nahversorgung. Mehr als 700 junge Menschen absolvieren
in den Markten, der Logistik oder in der Verwaltung eine Ausbildung. Der Hauptsitz der REWE
Zweigniederlassung Mitte mit angeschlossenem Logistikzentrum befindet sich in Rosbach vor
der Hohe/Wetteraukreis. Von hier und den weiteren Lagerstandorten in Hungen, Breuna, Neu-
Isenburg, Kelsterbach und Raunheim werden die Markte der Region taglich beliefert.
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per E-Mail

Die Vorsitzende des Arbeits-

und Sozialpolitischen Ausschusses

Der Vorsitzende des Ausschusses

fur Wirtschaft, Energie, Verkehr, Wohnen u. landlichen Raum
Schlossplatz 1-3

65183 Wiesbaden

14.06.2024

Anhorung im Arbeits- und Sozialpolitischen Ausschuss und im Ausschuss fiir
Wirtschaft, Energie, Verkehr, Wohnen und landlichen Raum des
Hessischen Landtags zum Gesetzentwurf der Fraktion der CDU, der Fraktion der
SPD und der Fraktion der Freien Demokraten zur Anderung des Hessischen
Ladenoffnungsgesetzes — Drucks. 21/523 —

Ihr Schreiben vom 17.05.2024

Ihr Zeichen: 1 2. 15

Sehr geehrte, liebe Frau Bachle-Scholz,
sehr geehrter, lieber Herr Boddenberg,

im Namen der Evangelischen Kirchen in Hessen danke ich lhnen, zu dem oben

genannten Gesetzentwurf eine Stellungnahme abgeben zu kdnnen.

. Grundsatzliches

Wir begriiRen die Uberlegungen und Bemiihungen, die Nahversorgung mit
Waren auch im landlichen und strukturschwachen Raum zu ermdglichen.
Wir sind als Kirchen selbst darin engagiert, die Entwicklung des Iandlichen
Raums voranzutreiben und die besonderen Herausforderungen des
landlichen Raums sind uns auch durch unsere eigenen Uberlegungen im
Rahmen der Entwicklung des kirchlichen Lebens nicht unbekannt.
Gleichzeitig gehort es zu den besonderen Aufgaben der Kirchen, sich fur die

Kultur des Sonntags zu engagieren.

Biiro: Mosbacher Strafle 20 - 65187 Wiesbaden * Tagungsrdume: Brentanostralle 3 - 65187 Wiesbaden
Tel.: 0611/5316 46-0 - Fax: 06 11/5316 46-20 - mail@ev-buero-hessen.de - www.evangelisches-buero-hessen.de
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Die Wahrung des gemeinsamen Ruhetags ist bereits im Rhythmus der
Schoépfungstage abgebildet (am siebten Tag ruhte Gott), in den Zehn
Geboten verankert und hat die Kultur unseres Landes fest gepragt. Die
Kirchen tragen zugleich Mitverantwortung fur das gesellschaftliche
Zusammenleben und es dient der Gesellschaft im Ganzen, wenn die
Kirchen nachdrucklich fir den Schutz des Sonntags als einer Unterbrechung
der Werktage eintreten (vgl. zuletzt ,Der Sonntag — ein Tag der Freiheit",

Gemeinsames Wort der christlichen Kirchen in Deutschland, 2021).

In ihrem Engagement fur den freien Sonntag treten die Kirchen ausdricklich
fur eine plurale Sonntagskultur ein, die sich schon in den Kirchen selbst
durch ganz unterschiedliche Weisen, den freien Sonntag zu nutzen,
entwickelt hat und dabei Vvielfaltige Alternativen zur werktagigen

Geschaftigkeit zur Geltung kommen lasst.

Der verfassungsrechtlich garantierte Sonn- und Feiertagsschutz aus Art.
139 WRV i. V. m. Art. 140 GG ist nur begrenzt einschrankbar. Ausnahmen
von der Sonn- und Feiertagsruhe sind nur zur Wahrung hoherer- oder
gleichwertiger Rechtsglter moglich und bedlrfen daher eines

hinreichenden Sachgrundes.

Eingriff in den Schutzbereich

§ 2 (Begriffsbestimmungen, Anwendungsbereich) Abs. 1 Ziffer 2. n.F.
i.V.m. § 4 (Sonderoffnungszeiten) Abs. 1 Nr. 3 n.F.

Wir sind nicht Uberzeugt, dass die begehbaren Verkaufsflachen tatsachlich
wdigital vollautomatisiert* betrieben werden.

In der Gesetzesbegrindung auf Seite 6 oben heilt es zu den
Voraussetzungen flir einen rechtsglltigen Betrieb, dass ,zu diesem
Schutzkonzept (auch) gehért (...), dass im Sinne der Arbeitsruhe kein
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Personal eingesetzt wird und dass zur Verringerung der Offentlichen
Wahrnehmbarkeit eine Begrenzung der Verkaufsflache vorgegeben wird.”
Voraussetzung fur den Betrieb der ,digitalen Kleinstsupermarkte auch an
Sonn- und Feiertagen ist nach diesem Entwurf daher, dass nicht nur kein
Verkaufspersonal eingesetzt wird, sondern Uberhaupt keine Beschaftigten
tatig werden mussen, um den Betrieb zu ermoglichen.

Aus unserer Sicht kann dieses ,gesetzgeberische Versprechen® nicht
eingehalten werden. Denn ein Personaleinsatz ist auch bei diesem
Ladenformat wahrend aller Betriebsstunden unumganglich:

Es muss sichergestellt werden, dass bei Stérungen im Betriebsablauf
eingegriffen bzw. geholfen werden kann. Es gibt also zumindest einen

Notdienst im Hintergrund.

Dieser Notdienst unterscheidet sich wesentlich von den Notdiensten, die
aus Sicht des Sonntagsschutzes unbedenklich, weil in ihm bereits
vorgesehen, sind: also Notdienste, die eingreifen kénnen, sobald an Sonn-
und Feiertagen etwa eine Stérung in den Kihltheken gemeldet wird oder
ein Stromausfall. Solche Arbeiten sind typische Arbeiten ,trotz“ des
Sonntages. Diese Storfalle kdonnen auch aulRerhalb des regularen Betriebs
anfallen und mussen unverzuglich behoben werden.

Die Notdienste, die dagegen durch den Betrieb der ,digitalen
Kleinstsupermarkte“ dadurch entstehen, dass beispielsweise Scanner oder
Bezahlterminals fehlerhaft funktionieren, Ungeschicklichkeiten wie etwa
heruntergefallene Milchtiten gereinigt werden mussen oder andere
Storfalle des Einkaufsvorgangs eine umgehende Bearbeitung erfordern,
mussen nur deswegen an Sonn- und Feiertagen behoben werden, weil der
Laden auch an Sonn- und Feiertagen geoffnet ist. Hinzu kommt der
Personaleinsatz bei den Uberwachungs- und Sicherheitsdiensten.

Die ,digitalen Kleinstsupermarkte“ erfordern also zwingend einen
Personaleinsatz auch an Sonn- und Feiertagen und flhren allein dadurch
zur Beeintrachtigung der Arbeitsruhe.
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Unabhangig von dem Umstand, ob und welchen Personaleinsatz die
,digitalen Kleinstsupermarkte“ haben, fihrt schon der Publikumsverkehr auf
der Nachfrageseite einschlie3lich der dadurch entstehenden zusatzlichen
Verkehrsbelastung zu einer Stérung und  widerspricht dem
verfassungsrechtlichen Konzept der Sonntagsruhe, da gerade
Ladendéffnungen wegen ihrer Offentlichen Wirkung den typisch
werktaglichen Charakter eines Tages begriinden (vgl. BVerwG, Urt. v.
11.11.2015, 8 CN 2.14).

Dieser erfasst nicht nur die in den Ladengeschéften Beschéftigten und die
Kunden wund Kundinnen, sondern auch den StralBenverkehr, den
Offentlichen Personennahverkehr sowie weitere Bereiche des 6ffentlichen
Lebens.

Damit bestimmt gerade die Ladendffnung den wahrnehmbaren Charakter
eines Tages entscheidend, so dass auch diejenigen betroffen werden, die
Ruhe und seelische Erhebung suchen, vgl. BVerfGE 125, 39 ff, JURIS Rn.
154 ff.

Dieser letztgenannte Gedanke wurde auch jungst vom VGH Kassel
aufgegriffen, wonach dem Schutzbereich des Sonntagsschutzes nicht nur
die in der Verkaufsstelle Beschaftigten unterfallen sondern auch der Rest
der Gesellschaft (vgl. VGH Kassel, Beschluss v. 22.12.2023, 8 B 77/22).

Die Evangelischen Kirchen in Hessen sehen daher in den
vorstehenden Gesetzesanderungen fir ,,digitale Kleinstsupermarkte*
einen Eingriff in den Schutzbereich des Sonn- und Feiertagsschutzes
aus Art. 139 WRV i. V. m. Art. 140 GG.

Zulassigkeit einer Ausnahme durch einen hinreichenden Sachgrund
Nach der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts genugt ein blof3
wirtschaftliches Umsatzinteresse und ein alltagliches Erwerbsinteresse

potenzieller Kaufer und Kauferinnen grundsatzlich nicht, um Ausnahmen
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vom verfassungsunmittelbar verankerten Schutz der Arbeitsruhe und der
Méoglichkeit zu seelischer Erhebung an Sonn- und Feiertagen zu
rechtfertigen. Die breite Ausweitung der Offnungsmadglichkeiten an
Werktagen in den vergangenen Jahren hat die Bedeutung des Schutzraums
der Sonntagsruhe zusatzlich wachsen lassen. Der Wunsch, sich auch an
Sonn- und Feiertagen mit Waren versorgen zu konnen, stellt keinen

hinreichenden Sachgrund dar.

Das Argument aus der Gesetzesbegrindung, die Schaffung einer
.punktuellen  Grundversorgung an  Sonntagen durch  digitale
Kleinstsupermérkte fiihre zu attraktiveren Lebensrdumen und einer hohen
Lebensqualitét durch soziales Miteinander” kann unseres Erachtens einen

hinreichenden Sachgrund nicht begriinden.

Zum einen wird die wohnortnahe Grundversorgung nicht durch die bisherige
Beschrankung der Ladenoffnung auf Werktage infrage gestellit.
Einkaufsmoglichkeiten bestehen in Hessen an sechs Tagen in der Woche
von 0:00-24:00 Uhr. Die standige Rechtsprechung der Obergerichte betont
stets, dass diese Offnungszeiten vollkommen ausreichend sind, um die
Grundversorgung mehr als sicherzustellen.

Etwaige Versdumnisse und unzulangliche Vorausschau beim Einkauf
begrinden keinen Anspruch auf die Ladendéffnung an Sonn- und
Feiertagen.

Gerade die im Land Hessen in § 3 HLOG festgeschriebene grof3zlgige
Ausweitung der Offnungsmaéglichkeiten bis zu 24 Stunden an jedem
einzelnen Werktag lasst die Bedeutung des arbeitsfreien Sonntags
zusatzlich wachsen. Daher steigen mit dem Umfang der
Offnungsmdglichkeiten an den Werktagen entsprechend die Anforderungen
an einen Sachgrund, der eine zusatzliche Sonntagsoéffnung rechtfertigen
kann (vgl. BVerfG, Urt. v. 01.12.2009, 1 BvR 2857/07).

Zum anderen stellen ,die Sonn- und Feiertage fiir Einzelne und
Gemeinschaften unverzichtbare Rdume dar, die der Besinnung, Erholung,
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Begegnung und dem kulturellen Austausch dienen”, wie es im
Koalitionsvertrag hei3t. Dem stimmen wir zu.

Welchen zusatzlichen Effekt allerdings die ,digitalen Kleinstsupermarkte®
hierfir haben sollen, wie in der Gesetzesbegrindung angefuhrt wird, wird
in Frage gestellt. Wir sehen in den Sonntagséffnungen vielmehr eine
Beeintrachtigung fur Besinnung, Ruhe und Erholung.

Auch die Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts geht in standiger
Rechtsprechung davon aus, dass der werktaglichen Geschaftigkeit der
Ladendffnung an Sonntagen nicht die Zuschreibungen Besinnung, Ruhe
und Erholung zukommen. Das Gegenteil ist der Fall, weswegen nach seiner
standigen Rechtsprechung eine Sonntagsoffnung anlasslich von Markten,
Ausstellungen, etc. nur eingeschrankt zulassig ist, wenn die pragende
Wirkung des Anlasses flur den 6ffentlichen Charakter des Tages gegenuber
der typisch werktaglichen Geschaftigkeit der Ladendéffnung Gberwiegt, weil
sich letztere lediglich als Annex zum Anlassereignis darstellt, (vgl. Urteil
vom 11.11.2015 - BVerwG 8 CN 2.14).

Aus alledem folgt im Ergebnis, dass auch kein hinreichender
Sachgrund vorliegt, der geeignet ware, den verfassungsrechtlich
garantierten Sonn- und Feiertagsschutz aus Art. 139 WRV i. V. m. Art.

140 GG verfassungskonform einzuschranken.

Exkurs — Jugendschutz

Automatisierte Minimarkte in Baden-Wurttemberg, Bayern und Rheinland-
Pfalz, die unter dem Namen Tante M firmieren, haben ausweislich der
Berichterstattung aus dem Jahr 2023 scheinbar auf freiwilliger Basis keine
Waren im Angebot, die nicht an Jugendliche verkauft werden durfen (etwa
Alkohol), um sicher zu stellen, dass Jugendliche nicht den automatisierten
Verkaufsprozess entsprechend ausnutzen. Der Zugang mit Geldkarte oder
anderen Ausweismitteln erscheint den Betreibern hier offensichtlich nicht

ausreichend, um diese Missbrauchsmadglichkeit auszuschlie3en.
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Wie wird im vorliegenden Gesetzesentwurf der Jugendschutz

sichergestellt?

IV.  Aufgrund des Vorstehenden halten die Evangelischen Kirchen in Hessen die
geplanten gesetzlichen Erweiterungen des Hessischen Ladendéffnungs-
gesetzes fur verfassungsrechtlich hochst bedenklich.

Neben den Aspekten des verfassungsrechtlich garantierten Sonn- und
Feiertagsschutzes aus Art. 139 WRV i. V. m. Art. 140 GG tritt fUr uns das
gesamtgesellschaftliche Interesse, den grundgesetzlich verankerten Schutz
der Sonn- und Feiertage vor regelmafigen Alltagsgeschaften zu bewahren,
in den Vordergrund:

Sonn- und Feiertage sind von den Ubrigen Werktagen zu unterscheiden
(,Ohne Sonntage gibt es nur noch Werktage®) und sie dienen der
Arbeitsruhe und der seelischen Erhebung. Gerade in dieser kollektiven
Ruhe an Sonntagen liegt die gesellschaftliche Dimension dieses

besonderen verfassungsrechtlichen Gutes.

Eine Offnung ,digitaler Kleinstsupermarkte Giber die Werktage hinaus stellt
eine gravierende Veranderung des Kulturguts ,Sonntag“ dar.
Der Schutz der Sonn- und Feiertage dient — und das ist die Uberzeugung

der Evangelischen Kirchen — unserer Gesellschaft im Ganzen.

Mit freundlichen GrifRRen

Oberkirchenrat Pfarrer Dr. Martin Mencke
Beauftragter der Evangelischen Kirchen
Leiter des Evangelischen Blros Hessen
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Stellungnahme

Stellungnahme zum Gesetzentwurf zum Dritten Gesetz zur
Anderung des Hessischen Ladenéffnungsgesetzes

Weitere Offnungen an Sonn- und Feiertagen - Losung fiir ein Prob-
lem, das es nicht gibt

Der DGB Hessen-Thiiringen lehnt den vorliegenden Gesetzentwurf ab. Er l6st
ein Problem, das es so nicht gibt. Mit der weiteren Aufweichung des Sonntags-
schutzes werden lediglich die Interessen einzelner Unternehmen bedient die
sich tiber Offnungszeiten an Sonn- und Feiertagen fiir sogenannte ,vollautoma-
tische Verkaufsstellen“ zusatzliche Marktanteile versprechen. Einen tatsachli-
chen Versorgungsengpass behebt das Gesetz nicht, weil es ihn schlicht nicht
gibt.

Bisher durften automatisierte Verkaufsstellen nur in Ausnahmefallen durchge-
hend geodffnet sein, etwa zur Deckung von Reisebedarf an Bahnhofen. Andern-
orts besteht kein Anspruch auf die Offnung an Sonn- und Feiertagen. Nach An-
gaben des Tegut Geschaftsflihrers Thomas Gutberlet ist flir den
wirtschaftlichen Betrieb der automatisierten Verkaufsstellen des Unterneh-
mens auf eine Offnung am Sonntag relevant. Sie wiirden an Sonntagen einen
Umsatzanteil von 25 bis 30 Prozent erwirtschaften. An den anderen Tagen be-
steht also offensichtlich ein ausreichendes Angebot zur Versorgung der Bevol-
kerung auch jenseits der automatisierten Verkaufsstellen.

Vielmehr geht es offensichtlich darum mit der Einrichtung von automatisierten
Kleinstsupermarkten Marktanteile gegen Unternehmen zu gewinnen die bereits
jetzt ausnahmsweise an Sonn- und Feiertagen 6ffnen diirfen, um ein begrenz-
tes Angebot an Waren zu verkaufen. Die ,digitalen“ Kleinstsupermarkte sind
faktisch vor allem eine Konkurrenz fiir Tankstellen, Backereien, Kioske und Ver-
kaufsstellen an Bahnhdofen. Mithin werden sie diesen gegeniiber sogar noch be-
vorteilt, weil sie weder in der Wahl der Standorte noch in der Offnungsdauer
beschrankt sind.

Es ist kaum davon auszugehen, dass die ,,digitalen® Kleinstsupermarkte sich
raumlich vor allem im [andlichen Raum konzentrieren werden - dort wo aus
Sicht der Unternehmen ein wirtschaftlicher Betrieb von Verkaufsstellen nicht
attraktiv ist, ist auch das Aufstellen von Kleinstsupermarkten nur begrenzt inte-
ressant, weil dort nicht mit hohen Umsatzen zu rechnen ist. Ausnahmen diirf-
ten Orte mit zentralerer Bedeutung sein, wobei auch hier die Kleinstsuper-
markte vor allem eine zusatzliche Konkurrenz fiir den stationaren Handel
darstellen diirften.

Keine Regelung ,fiir den Sonntag*

Der verfassungsrechtlich garantierte Schutz des Sonntags richtet sich zentral
darauf einen regelmaRig wiederkehrenden Zeitraum zu garantieren an dem die
~werktagliche Geschaftigkeit” ruht. Das Bundesverfassungsgericht raumte dem
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Kontaktperson:

Stefan Wiirzbach
Abteilungsleiter
Arbeitsmarkt-, Sozial- und
Gesundheitspolitik

Deutscher Gewerkschaftsbund
Bezirk Hessen-Thiiringen
Wilhelm-Leuschner-StraRe 69-77
60329 Frankfurt

Telefon: +49 69 273005 32

Mobil: +49 15159914932

stefan.wuerzbach@dgb.de

Stark in Arbeit.
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Sonntagsschutz sogar einen Bezug zur Menschenwiirde ein, weil er ,,dem 6ko-
nomischen Nutzendenken eine Grenze zieht und dem Menschen um seiner
selbst willen dient.“ Ausnahmen seien etwa dann moglich, wenn sie ,fiir den
Sonntag“ und die damit verbundene Ruhe zutraglich waren, also den besonde-
ren Charakter unterstiitzen. Beispielsweise in der Hotel- und Gastronomiebran-
che, im OPNV und eben dort wo es darum geht den Einzelnen individuelle Ge-
staltung ihres Tages der Arbeitsruhe und der seelischen Erhebung zu
ermoglichen.

Der Gesetzentwurf flihrt in der Begriindung Argumente an die Ausnahmen vom
Sonntagsschutz im Sinne einer Regelung ,fiir den Sonntag“ nicht nur nicht be-

grinden, sondern ihn geradezu ad absurdum fiihren. So heif3t es tiber die ,,digi-
talen” Kleinstsupermarkte:

»Zum Beispiel besteht flir Seniorinnen und Senioren die Moglichkeit, an
Sonntagen Kleinigkeiten zu besorgen und die Gelegenheit zu nutzen,
Menschen zu treffen und so Kontakte aufterhalb ihrer Wohnung zu pfle-
gen. Flr Menschen aller Altersgruppen insbesondere auf dem Dorf aber
auch in stadtischen Quartieren konnen kleine sonntagliche Besorgun-
gen die Option zu nachbarschaftlicher Begegnung und Kommunikation
er6ffnen, sodass ein Raum des sozialen Miteinanders mit weiteren An-
geboten gestaltet werden kann.”

Dabei lduft gerade die Okonomisierung des Lebens am Sonntag dem Charakter
dieses Tages entgegen. So werden nicht die ,digitalen” Kleinstsupermarkte
zum Kristallisationskeim fiir den Sonntag, sondern umgekehrt der Sonntag
wirde zum Kristallisationskeim fiir den Einkauf. Das Treffen von Freunden oder
Familie, die Pflege gemeinschaftlicher Kontakte wird in der Begriindung des
Gesetzes regelrecht in das 6konomische Nutzendenken integriert, so als ob jen-
seits eines sonntaglichen Einkaufs ein erfiillendes Leben in Gemeinschaft nicht
oder nur schwer vorstellbar ware.

Bemerkenswerte Entstehungsgeschichte

Wie sehr vor allem wirtschaftliche Umsatzinteresse zur Entstehung des Gesetz-
entwurfes beigetragen haben ist bemerkenswert. Nachdem der Hessischen Ver-
waltungsgerichtshof, die Klage eines Betreibers ,digitaler” Kleinstsupermarkte
gegen eine Verfiigung zur Schlieung Ende Dezember 2023 zurtickwies machte
sich zunachst die FDP-Fraktion daran einen Gesetzentwurf einzubringen, der
schlieBlich in dem heute vorliegenden Gesetzentwurf von CDU, SPD und FDP
aufging.

Bemerkenswert daran ist nicht, dass demokratische Parteien Gesetzentwiirfe
einbringen - das ist ihr gutes Recht. Bemerkenswert ist, dass dies in Reaktion
auf einen Rechtsbruch geschieht, der genau auf eine solche Entwicklung zielte.
So erklarte der Geschéftsfiihrer des betroffenen Unternehmens, Thomas Gut-
berlet, dass ihm die gesetzliche Regelung und mégliche Probleme mit einer Off-
nung am Sonntag nicht nur bewusst gewesen seien, sondern, dass man dieses
Risiko eingegangen sei:

Seite 2/3
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»Ja. Es gibt keine Weiterentwicklung, ohne dass man auch Risiken ein-
geht. Es war abzusehen und wir haben gesagt, wir sehen uns mit dem
Teo als Automat. Aber dass Juristen das auch anders interpretieren
konnen, war uns von Anfang an klar. Aber da muss man halt jetzt in die
Auseinandersetzung gehen. Wenn man etwas voranbringen will, muss
man auch den Mut haben und etwas riskieren.“!

Die vorgeschlagene Neuregelung ist ganz offensichtlich also das Ergebnis eines
kalkulierten Bruchs geltenden rechts im Interesse eines blof wirtschaftlichen
Umsatzinteresses eines Unternehmens. Von einer Regelung fiir den Sonntag
kann insofern keine Rede sein.

Verfassungsrechtlich fraglich und gesellschaftspolitisch riskant

Insgesamt ist der Gesetzentwurf aus unserer Sicht verfassungsrechtlich hochst
problematisch. Es ist nicht ersichtlich, wie eine Offnung ,digitaler” Kleinstsup-
ermarkte mit der verfassungsrechtlich geschiitzten Sonn- und Feiertagsruhe
vereinbar sein kann. Die Begriindung des Gesetzes liefert mithin sogar Ansatz-
punkte, die das Gegenteil nahelegen.

Die vorgeschlagene Neuregelung wiirde den Sonntagsschutz noch weiter ero-
dieren. Es ist absehbar, dass die vorgesehene Gréienbeschrankung zunachst
ausgenutzt, spater ausgeweitet und schliefRlich vom Gesetzgeber aufgehoben
wiirde. Die bestehenden Einschrankung flr direkt konkurrierende Verkaufsstel-
len, wie etwa Kiosken, konnte als nachstes in Frage gestellt werden, wenn wie
im Gesetzentwurf vorgesehen, allein wirtschaftliche Interessen Vorrang erhiel-
ten. Schlief3lich wiirde der Sonntag als Tag, an dem gerade keine normale Ge-
schaftigkeit herrscht, verschwinden. Fiir die Beschaftigten nicht nurim Handel,
waren die Folgen erheblich, weil damit die generelle Sonntagsruhe in Frage ge-
stellt wiirde. Der Gesetzentwurf ist aus sich des DGB Hessen-Thiiringen verfas-
sungsrechtlich fragwiirdig und gesellschaftspolitisch riskant, wir lehnen ihn da-
her ab.

! https://www.fuldaerzeitung.de/fulda/tegut-geschaeftsfuehrer-thomas-gutberlet-interview-teo-
markt-sonntagsoeffnung-migros-93088887.html

Seite 3/3
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tegut... gute Lebensmittel GmbH & Co. KG | Gerloser Weg 72 | 36039 Fulda
Hessischer Landtag

Die Vorsitzende des Arbeits- und
Sozialpolitischen Ausschusses

Der Vorsitzende des Ausschusses fiir
Wirtschaft, Energie, Verkehr, Wohnen
Und landlichen Raum

Fulda, 14.06.2024

Stellungnahme tegut... zum Vorschlag einer Anderung des HL8G

Sehr geehrte Frau Miiller,
sehr geehrte Frau Schnier,
sehr geehrter Herr Thaumiiller,

der Entwurf eines Dritten Gesetzes zur Anderung des Hessischen
Ladenoffnungsgesetzes wird von tegut... begriitt und unterstiitzt. Wir freuen uns,
mit unserem Verkaufsmodul ,,teo” nicht nur einen Impuls zum Gesetzesvorschlag
gegeben zu haben, sondern vor allem die Erfahrungsbasis geschaffen zu haben,
welche dem Gesetzesvorhaben die Sicherheit gibt, in Einklang mit den wichtigen
Grundsdtzen der Sonn- und Feiertagsruhe zu stehen.

Denn der storungsfreie operative Betrieb unserer Verkaufsmodule, zu dem uns
eine Vielzahl politisch Verantwortlicher ermutigt hat, hat gezeigt, dass ,digitale
Kleinstsupermdrkte“ nicht die Sonn- und Feiertagsruhe stéren, sondern — im
Gegenteil — einen Beitrag zu Lebensqualitdt und gewiinschter, positiver sozialer
Interaktion leisten kdnnen. Politisch verantwortliche Landrate und Biirgermeister
bestatigen die Aufwertung von Standorten, die mit dem Betrieb eines digitalen
Kleinstsupermarkt verbunden sein kann.

Der Hessische Gesetzgeber erkennt mit der Gesetzesdanderung ausweislich der
Gesetzesbegriindung ausdriicklich an, dass ein zunehmendes gesellschaftliches
Bediirfnis nach ,digitalen Verkaufsstellen“ besteht. Diese dienen dem Erwerb von
Waren fiir den kurzfristigen sonn- und feiertdglichen Bedarf, was dem Wesen des
Sonn- und Feiertags als Tag der Arbeitsruhe und der seelischen Erhebung
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zugutekommt, so der richtige Hinweis in der Gesetzesbegriindung. Zudem hat der
Betrieb unserer ,,teo“-Module gezeigt, dass sich diese Standorte vielerorts zu
sozialen Begegnungsstatten entwickeln.

So besteht zum Beispiel fiir Seniorinnen und Senioren die Moglichkeit, an
Sonntagen Kleinigkeiten zu besorgen und die Gelegenheit zu nutzen, Menschen
zu treffen und so Kontakte auBerhalb ihrer Wohnung zu pflegen.

Fiir Menschen aller Altersgruppen inshbesondere auf dem Dorf aber auch in
stddtischen Quartieren kénnen kleine sonntdgliche Besorgungen die Option zu
nachbarschaftlicher Begegnung und Kommunikation eréffnen, sodass ein Raum
des sozialen Miteinanders mit weiteren Angeboten gestaltet werden kann.

Wichtig ist, dass der vollautomatisierte Betrieb der digitalen Verkaufsstellen
ohne Verkaufspersonal erfolgt und die Verkaufsflaiche auf maximal 120
Quadratmeter beschrankt ist.

Eine zusdtzliche Glaubwiirdigkeit des sonn- und feiertaglichen Angebots liegt in
der Beschrankung des Sortiments auf Waren des taglichen Ge- und Verbrauchs.
Die Gesetzesbegriindung betont, dass das verfassungsrechtliche Schutzgut der
seelischen Erhebung fiir alle Menschen, die einen kurzfristigen sonntdglichen
Bedarf durch den Erwerb von Waren des taglichen Ge- und Verbrauchs decken
wollen, erheblich gefordert werden kann, was zu mehr persénlicher Ruhe,
Besinnung und Erholung fiihrt.

Sofern die seelische Erhebung von Anwohnern in Einzelfdllen beeintrachtigt
werden kdnnte, haben wir mit dem ,teo” die Erfahrung gemacht, dass von den
Standorten keine Unruhe oder gar Geschaftigkeit ausgeht. Weil es sich um
Gelegenheitseinkdufe handelt, die komplementdr zur Grundbevorratung
stattfinden, sind die Einkaufsaktivitaten kurz und vor allem nicht ,,hektisch“ und
finden in entspannter Atmosphare statt.

Ebenfalls ist ein wesentlicher Aspekt des Formates, dass die Arbeitsprozesse so
ausgelegt sind, dass an Sonn- und Feiertagen kein Mitarbeiter arbeiten muss.
Somit ist auch das Argument der Sonn- und Feiertagsarbeit fiir eine Ablehnung
des Gesetzesentwurfes nicht relevant.

Das Dritte Gesetz zur Anderung des Hessischen Ladendffnungsgesetzes wird den
Standort Hessen noch attraktiver machen und stdarken. Insbesondere im
ldndlichen Raum bietet das Konzept die Mdglichkeit, Versorgungsliicken zu
schlieBen und ermdglicht den Menschen eine moderne Art der Nahversorgung zu
nutzen, die sie zum Teil lange Zeit vermisst haben. Aber auch in urbanen
Gebieten, in denen die Menschen einen hektischen Lebensstil fiihren, kann
tegut...teo den Bedarf an schnellen und bequemen Einkdufen decken. Weiterhin
stellt sich die Frage, dass wenn fiir unser Format die Sonn- und Feiertagsoffnung
verboten bliebe, wie man mit den Hofladen und Verkaufsautomaten von
Landwirten und kleineren Betrieben zukiinftig umgehen wiirde. SchlieBlich bieten
die in der Regel dhnliche Sortimente und haben ebenfalls 24/7 gedffnet. Die
Unterscheidung ist fiir die Menschen in unserem Land nicht nachvollziehbar.
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Ebenfalls stellt sich die Frage, wie man bei einem Verkaufsverbot an Sonn- und
Feiertagen die Realitdt bewertet, dass groBe internationale Konzerne (Amazon,
Ebay, Temu) ihre hdchsten Umsédtze an Sonn- und Feiertagen erzielen und Biirger
heute ein ganzes Auto fiir zehntausende Euro sonntags im Internet kaufen
kdonnen, aber fiir Eier, Brot und Toilettenpapier soll die Mdoglichkeit nicht
bestehen bzw. unterbunden werden. Auch hier stellt sich die Frage, wie man dies
den Menschen in unserem Land verstandlich machen mochte.

Mit freundlichen GriiRen

Thomas Stdb

Leiter Vertrieb Region Siidost
Mitglied der Geschdftsleitung
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A

ALLIANZ FUR DEN FREIEN SONNTAG HESSEN

[DHE RUHE BEWAHREN

c/o Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft ver.di Fachbereich Handel
Wilhelm-Leuschner-Str. 69-77 ¢ 60329 Frankfurt/Main ¢ & 0176 465 39 996

Begriindung der Zweifel an der Vereinbarkeit
mit der verfassungsrechtlich gebotenen Sonn-
und Feiertagsruhe

Stellungnahme der ,,Allianz fiir den freien Sonntag Hessen” zur Anderung des Hes-
sischen Ladenoffnungsgesetzes auf Antrag von CDU, FDP und SPD

Frankfurt, den 13. Juni 2024

Die ,Allianz fur den freien Sonntag® ist in Hessen wie bundesweit seit ihrer Bildung eine kritische
Stimme in der politischen gesellschaftlichen Debatte Uber ethische, sozialpolitische und rechtliche
Fragen des Sonntagsschutzes. Wohl auch deshalb wurde sie 2019 von der damaligen CDU-
Grinen-Landesregierung in die Evaluierung ihrer HLOG-Novelle direkt einbezogen und bei der An-
hérung des Sozial- und Integrationspolitischen Ausschusses sowie des Ausschusses fur Wirt-
schaft, Energie, Verkehr und Wohnen am 17. Oktober 2019 im Hessischen Landtag um mindliche
Stellungnahme gebeten.

Die neue Landesregierung lasst diese ,Selbstverstandlichkeit” vermissen. Erst auf Nachfrage wur-
den Vertreter der ,Allianz fur den freien Sonntag Hessen® ins Fachgesprach ,Modernisierung und
Weiterentwicklung der Sonntagséffnung bei vollautomatischen Verkaufsflachen“ am 25. Marz 2024
im Hessischen Ministerium fur Arbeit, Integration, Jugend und Soziales zum neu vorliegenden Ge-
setzentwurf der CDU, FDP und SPD einbezogen. Bereits im Vorfeld dieser Expert*innendiskussion
hatte die ,Allianz fiir den freien Sonntag Hessen* zu einem Antrag der FDP-Fraktion zur Anderung
des HL6G mit einem von ihr in Auftrag gegebenen Gutachten des Leipziger Rechtsanwalts Dr.
Friedrich Kilhn am 26. Februar 2024 allen Abgeordneten des Hessischen Landtags auf3er denen
der AfD ihre Sicht auf die geforderte Gesetzesanderung dargelegt.

Wider Erwarten erhielt die ,Allianz fir den freien Sonntag Hessen“ keine Einladung, sich am 26.
Juni 2024 auch mindlich an der Anhérung zum Entwurf von CDU, FDP und SPD zur Anderung
des Hessischen Ladendffnungsgesetzes im Arbeits- und Sozialpolitischen Ausschuss und im Aus-
schuss flr Wirtschaft, Energie, Verkehr, Wohnen und landlichen Raum zu beteiligen. Wir betrach-

1
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ten die Ablehnung aus dem Bereich Ausschussgeschaftsfihrung Plenardokumentation, weil fur
Anhoérungen und Anzuhérendenbenennungen® seit der neuen Legislaturperiode ,aufgrund des
Lobbyregistergesetzes deutlich scharfere Regeln® gelten wirden, weshalb ,nur noch Vereinigun-
gen und Institutionen ladungsfahig“ seien, ,die im Lobbyregister aufgefuhrt sind®, als eine rein for-
malistische, unter demokratischen Gesichtspunkten keineswegs nachvollziehbare und akzeptable
Begriindung, die ,Allianz fir den freien Sonntag Hessen“ in die parlamentarische Debatte nicht di-
rekt einzubeziehen.

Gleichwohl wird die ,Allianz flr den freien Sonntag Hessen® zu ihrem originaren Anliegen — der
dringend gebotenen Starkung und Verteidigung des grundgesetzlich garantierten Sonn- und Feier-
tagsschutzes — nicht schweigen. Hiermit Gbergibt sie ein Gutachten von Dr. Friedrich Kihn zum
CDU-FDP-SPD-Gesetzentwurf zur Anderung des HL6G sowie weitere Gedanken und Argumente,
insbesondere zur sogenannten ,seelischen Erhebung®, wie sie zu einer Grundlage aller wesentli-
chen Entscheidungen sowohl des Bundesverfassungsgerichts also auch des Hessischen Verwal-
tungsgerichtshofes zum Schutz des arbeitsfreien Sonntags und gegen Uberflissige sonntagliche
Ladenoffnungen gemacht wurde.

A. Stellungnahme von Rechtsanwalt Dr. Friedrich Kihn, Leipzig, zum
aktuellen Entwurf der Fraktionen der CDU, der SPD und der FDP fiir
ein ,,Drittes Gesetz zur Anderung des Hessischen Ladenéffnungs-
gesetzes” vom 7. Mai 2024 (Hess.LT-Drs. 21/523)

1) Zum Hintergrund

Zunachst hatte die FDP einen Entwurf fur ein Gesetz zum durchgéngigen Betrieb vollautomatisier-
ter Verkaufsmodule in den Landtag eingebracht (Entw. v. 26.01.2024; Hess.LT-Drs. 21/36). Dieser
Entwurf betraf ausschlie3lich eine Erganzung in § 3 HL6G. Dort sollte ein neuer Absatz 3 eingefligt
werden, in dem festgelegt wird, dass die Vorgaben gemal Abs. 2 zum Geschlossenhalten von
Verkaufsstellen an Sonn- und Feiertagen sowie an weiteren Tagen nicht fur vollautomatisierte Ver-
kaufsstellen gelten sollen, soweit flir den Betrieb der vollautomatisierten Verkaufsstellen an den
betreffenden Tagen bzw. in den betreffenden Zeiten keine Mitarbeiter eingesetzt werden und diese
Verkaufsstellen der Grundversorgung fur den taglichen Bedarf dienen sowie eine Verkaufsflache
von 100 Quadratmeter nicht Gberschreiten. Der Wortlaut der neu einzufigenden Regelung war wie
folgt gefasst:

(4) Abs. 2 gilt nicht fiir vollautomatisierte Verkaufsstellen, soweit fiir deren Betrieb an den be-
treffenden Tagen beziehungsweise in den betreffenden Zeiten keine Mitarbeiter eingesetzt wer-
den und diese der Grundversorgung fiir den taglichen Bedarf dienen und eine Verkaufsfldche
von 100 Quadratmeter nicht (berschreiten.

Ziel des Entwurfs war es, den Betrieb sogenannter vollautomatisierter Verkaufsstellen auch an
Sonn- und Feiertagen zu ermdglichen, was auf Grundlage der bisher geltenden Vorschriften nicht
maoglich ist.
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Zu diesem Entwurf der FDP hatte ich mit Schreiben vom 22. Februar 2024 Stellung genommen. In
der Stellungnahme hatte ich darauf hingewiesen, dass insbesondere hinsichtlich der hinreichenden
Bestimmtheit der Regelung und im Hinblick auf die Vereinbarkeit der geplanten Regelung mit dem
verfassungsrechtlichen Schutz der Sonn- und Feiertage Bedenken bestehen.

Nunmehr haben die Fraktionen von CDU, SPD und FDP einen neuen Entwurf flir ein Drittes Ge-
setz zur Anderung des Hessischen Ladendéffnungsgesetzes vorgelegt (Entwurf v. 07.05.2024,
Hess.LT-Drs. 21/523), der ebenfalls darauf abzielt, den Betrieb sog. vollautomatisierter Verkaufs-
stellen an Sonn- und Feiertagen zu ermdglichen. Der Gesetzentwurf verfolgt dabei ein anderes
System der Regelungen als der urspringliche Gesetzentwurf der FDP. Der wesentliche Unter-
schied besteht darin, dass die vollautomatisierten Verkaufsstellen im urspriinglichen Entwurf ganz
aus dem Anwendungsbereich des Gesetzes genommen werden sollten, damit die Vorgaben des
Gesetzes fur diese nicht gelten. Gemall dem aktuellen Entwurf sollen die vollautomatisierten Ver-
kaufsstellen im Gesetz naher definiert (§ 2 HLOG) und den Regelungen auch grundsatzlich unter-
worfen werden. Auf der zweiten Stufe werden diese Verkaufsstellen dann aber von den Beschran-
kungen des Offnungsverbotes an Sonn- und Feiertagen ausgenommen (§ 4 HLSG). Im Einzelnen
sieht der Gesetzentwurf folgende Regelungen vor:

1) Zweck des Gesetzes (§ 1 HL6G)

Der neue Gesetzentwurf sieht zunachst vor, in § 1 den Zweck des Gesetzes zu erweitern und ei-
nen dritten Punkt aufzunehmen, wonach es auch Zweck des Gesetzes sein soll,

,die Rahmenbedingungen fiir eine gute Lebensqualitdt und attraktive Lebensrdume zu verbes-
sern.“

Diese Erganzung zielt laut Begrindung darauf, die Veranderungen durch die technologische Ent-
wicklung starker im Kontext des Gesetzes zu berlcksichtigen. Gemal der Gesetzesbegriindung
soll die punktuelle Grundversorgung an Sonntagen durch ,digitale Kleinstsupermarkte“ die Schaf-
fung attraktiver Lebensraume und hoher Lebensqualitdt im Sinne dieses Ziels beférdern. Insbe-
sondere soll die Mdglichkeit des sonntaglichen Einkaufens in vollautomatisierten Verkaufsstellen
ohne Personal die nachbarschaftliche Kommunikation auch an Sonntagen erméglichen und damit
Lebensqualitat schaffen.

2) Begriffsbestimmungen, Anwendungsbereich (§ 2 HL6G)

Weiter ist vorgesehen, den § 2 Abs. 1 HL6G um eine neue Nummer 2 zu erganzen, in welcher die
,digitalen Kleinstsupermarkte“ naher definiert und dem Anwendungsbereich des Gesetzes grund-
satzlich unterworfen werden. Dort soll es insoweit heilRen:

Ldigitale Kleinstsupermdérkte® vollautomatisierte Verkaufsstellen mit einer Verkaufsflache von bis
zu 120 Quadratmetern, die ausschlieSlich Waren des téaglichen Ge- und Verbrauchs feilhalten
und durch digitale Lésungen ohne Verkaufspersonal betrieben werden;*

Daruber hinaus soll die Definition der Waren des taglichen Ge- und Verbrauchs in § 2 Abs. 1 Nr. 4,
die durch die Einflgung einer neuen Nr. 2 zu Nr. 5 wirde, neu gefasst werden. Die Neufassung
soll wie folgt lauten:
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<Waren des téglichen Ge- und Verbrauchs® Lebens- und Genussmittel, Erzeugnisse fir den
Haushaltsbedarf und Hygieneartikel;*

Mit dieser Neufassung wirde der Begriff der Waren des taglichen Ge- und Verbrauchs enger ge-
fasst als bisher. Zunachst wiirde der bisher verwendete Oberbegriff ,Erzeugnisse fir den allge-
meinen Lebens- und den Haushaltsbedarf* entfallen und durch die Begrifflichkeiten ,Lebens- und
Genussmittel, Erzeugnisse fur den Haushaltsbedarf und Hygieneartikel® ersetzt. Zudem wurden
Textilien, Sportartikel sowie Geschenkartikel und Zubehérartikel aus dem Katalog genommen.

3) Ausnahmeregelung fiir Sonn- und Feiertage

In § 4 Abs. 1 HL6G ist geregelt, inwieweit einzelne Verkaufsstellen vom Verbot der Offnung an
Sonn- und Feiertagen (§ 3 Abs. 2 HL6G) ausgenommen sind. Die dort enthaltene Auflistung soll
um einen neuen Punkt 3 erganzt werden, in dem geregelt ist, dass ,digitale Kleinstsupermarkte® in
der Zeit von 0:00 bis 24:00 Uhr vom Offnungsverbot an Sonn- und Feiertagen ausgenommen wer-
den.

4) Sonstige Verschiebungen und Nummerierungen

Die weiteren Anderungen betreffen Verschiebungen und Anderungen an den Nummerierungen in-
nerhalb der einzelnen Paragrafen, die aufgrund der Neueinfiigungen erforderlich wirden.

Il) Bewertung
Die vorgeschlagenen Anderungen sind im Einzelnen wie folgt zu bewerten:
1) Zweck des Gesetzes (§ 1 HL6G)

Soweit der Zweck des Gesetzes angepasst werden soll, ergeben sich daraus keine unmittelbaren
rechtlichen Konsequenzen, da der Zweck des Gesetzes allenfalls im Rahmen der Auslegung des
Gesetzes herangezogen wird, der Bestimmung selbst aber keine unmittelbare rechtliche Wirkung
zukommt.

Zu beachten ist jedoch, dass laut Begriindung mit der Anderung des Zwecks des Gesetzes ein
Beitrag zu attraktiven Lebensraumen im landlichen Raum und in der Stadt geleistet werden soll,
der den Sonntagsoéffnungen den ,Charakter einer Offnung fir den Sonntag® verleiht. Der Gesetz-
entwurf versucht hier, die vom BVerfG vorgezeichnete Differenzierung hinsichtlich zulassiger Aus-
nahmen vom Gebot des Sonn- und Feiertagsschutzes zu verschieben.

Das BVerfG unterscheidet hinsichtlich mdglicher Ausnahmen vom Gebot der Sonn- und Feiertags-
ruhe zwischen ,,Ausnahmen fur den Sonntag“ und ,Ausnahmen trotz des Sonntags®. Unter ,Aus-
nahmen fiir den Sonntag“ versteht das BVerfG Ausnahmen, die erforderlich sind, damit der Sonn-
tag als solcher begangen werden kann. Hierzu zahlen Ausnahmen, die zur Ermdglichung typischer
sonntaglicher Betatigungen erforderlich sind, wie z. B. die Tatigkeiten in Museen, Theatern,
Schwimmbadern, Restaurants und Kirchen. Als ,Ausnahmen trotz des Sonntags“ werden Aus-
nahmen verstanden, die nicht dem Sonntag an sich dienen, aber zur Sicherung und Gewahrleis-
tung anderer Verfassungsgtiter auch an Sonntagen erforderlich sind. Hierzu zahlen z. B. Tatigkei-
ten bei den Feuerwehren, im Krankenhaus, bei der Polizei, bei Stérungsdiensten und an Tankstel-
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len. Hinsichtlich der Ausnahmen gelten unterschiedliche Anforderungen an den jeweiligen Sach-
grund, der eine solche Ausnahme zulassig machen kann.

vgl. BVerfGE 111, 10, JURIS Rn. 184

Das BVerfG hat hinsichtlich von Sonntagséffnungen verdeutlicht, dass es sich dabei um ,Ausnah-
men trotz des Sonntags” handelt, weil beim Einkaufen nach wie vor das Versorgungsbedurfnis im
Vordergrund steht und das Einkaufen schwerpunktmafig damit eine typisch werktagliche und nicht
eine typisch sonntagliche Beschaftigung darstellt.

vgl. BVerfGE 111, 10, JURIS Rn. 184

Es ist nicht anzunehmen, dass das BVerfG diese Zuordnung aufheben wird. Insbesondere unter
Berlicksichtigung der Ausweitung der Offnungszeiten an den Werktagen und der damit verbunde-
nen deutlichen Erhéhung der Anforderungen an einen hinreichenden Sachgrund fir zusatzliche
Sonntagso6ffnungen besteht insoweit auch kein Grund.

Zu beachten ist weiter, dass eine Auslegung anhand des Wortlautes im Widerspruch zu den in der
Gesetzesbegriindung genannten Zielen stehen kann. Unter Berlicksichtigung der verfassungs-
rechtlichen Vorgaben zum Sonn- und Feiertagsschutz kann das Ziel, die Rahmenbedingungen fir
eine gute Lebensqualitat und attraktive Lebensraume an Sonn- und Feiertagen zu verbessern,
nach dem Wortverstandnis eigentlich nur so interpretiert werden, dass der Sonntag starker als bis-
her zu schitzen ist, da er als letzter Tag der Woche verbleibt, an dem Menschen in aller Regel von
alltaglichen Zwangen entbunden sind und damit echte Lebensqualitat sichert. Das BVerfG formu-
liert insoweit:

,Der Sonn- und Feiertagsgarantie kann schliel3lich ein besonderer Bezug zur Menschenwdlirde
beigemessen werden, weil sie dem 6konomischen Nutzendenken eine Grenze zieht und dem
Menschen um seiner selbst willen dient.”

vgl. BVerfGE 125, 39 ff, JURIS Rn. 144

Die Argumentation, dass ausgerechnet die Mdglichkeit des Einkaufens in einem anonymen, per-
sonalfreien Supermarkt an Sonntagen einen Beitrag zur Steigerung der Lebensqualitat an Sonn-
und Feiertagen insbesondere fir einsame Menschen begriinden soll, steht mit dieser Zielrichtung
der Sonn- und Feiertagsgarantie nicht im Einklang.

2) Begriffsbestimmungen, Anwendungsbereich (§ 2 HL6G)

Zu den vorgeschlagenen Anderungen in § 2 HLG ist folgendes anzumerken.
a) Digitale Kleinstsupermarkte

Die Neufassung der Definition fir ,digitale Kleinstsupermarkte® stellt insbesondere unter Berlck-
sichtigung der geplanten gleichzeitigen Anpassung der Definition des Begriffs der Waren des tagli-
chen Ge- und Verbrauchs eine deutliche Verbesserung im Vergleich zum vorhergehenden Entwurf
dar. Insbesondere ist zu begrifRen, dass jetzt innerhalb des Gesetzes gleiche Begrifflichkeiten
(Waren des taglichen Ge- und Verbrauchs) verwendet werden, auf die jeweils Bezug genommen
wird. Damit durften Auslegungsschwierigkeiten insoweit minimiert werden.
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Zu begrufien ist zudem, dass die Definition auf ein ,ausschlieRliches Feilbieten von Waren des
taglichen Ge- und Verbrauchs abstellt. Dies erleichtert die Anwendung der Definition und auch die
Kontrolle. Unnétige Graubereiche kénnen damit im Interesse der Rechtssicherheit vermieden wer-
den.

b) Waren des téaglichen Ge- und Verbrauchs

Auch die Anpassung der Definition der Waren des taglichen Ge- und Verbrauchs stellt im Ver-
gleich zur aktuellen Regelung eine Verbesserung dar. Die geplante Definition bietet die Gewahr fur
eine rechtssichere Anwendung des Begriffs. Insbesondere die Streichung des bisherigen Oberbe-
griffs ,Erzeugnisse fir den allgemeinen Lebens- und den Haushaltsbedarf” diirfte zu einer Erleich-
terung bei der Anwendung beitragen. Die Streichung der weiteren Warengruppen Textilien, Sport-
artikel sowie Geschenkartikel und Zubehorartikel aus dem Katalog ist im Interesse einer Begren-
zung der Reichweite der Ausnahmeregelung ebenfalls zu begrilen.

3) Ausnahmeregelung fiir Sonn- und Feiertage

Hinsichtlich der geplanten Regelung (§ 4 Abs. 1 Nr. 3 Entwurf-HL3G), wonach das Offnungsverbot
an Sonn- und Feiertagen gemal § 3 Abs. 2 HLO6G fir ,digitale Kleinstsupermarkte® nicht gelten
soll, ergeben sich im Vergleich zum ersten Entwurf der FDP keine anderen Bewertungen. Es bleibt
zu bezweifeln, dass die Regelung mit der zugunsten der Sonn- und Feiertage bestehenden
Schutzgarantie gemaR Art. 139 WRYV vereinbar ist. Die genannten Bedenken sollen nachstehend
noch einmal unter Berlicksichtigung der aktuellen Fassung des Entwurfs begriindet werden.

a) Zum Schutzbereich

Durch Art. 139 WRYV wird die Existenz von Sonn- und gesetzlich anerkannten Feiertagen als Insti-
tution an sich gewahrleistet.

vgl. BVerfGE 111, 10, 50; BVerwGE 79, 118, 124

Dabei ist zu beachten, dass der Sonntagschutz nicht auf einen religidsen oder weltanschaulichen
Sinngehalt der Sonntage beschrankt ist, sondern auch eine sozialpolitische Dimension aufweist
und damit auch auf die Verfolgung profaner Ziele wie die der persdnlichen Ruhe, der Besinnung,
der Erholung und der Zerstreuung zielt.

vgl. BVerfGE 125, 39 ff., JURIS Rn. 154; BVerfGE 111, 10, 51

Schlusselbegriffe fur die Bestimmung des Zwecks der verfassungsrechtlichen Regelung sind dabei
die Worte ,Arbeitsruhe” und ,seelische Erhebung®. Die Sonn- und Feiertage sollen sich grundsatz-
lich von den Gbrigen Werktagen unterscheiden, wobei die Ubliche, die Werktage bestimmende Ge-
schaftigkeit unterbrochen werden soll.

vgl. BVerwGE 79, 236, 239
An Sonntagen soll die Geschaftigkeit in Form der Erwerbstatigkeit ruhen, damit der Einzelne diese

Tage allein oder in Gemeinschaft mit anderen ungehindert von werktaglichen Verpflichtungen und
Beanspruchungen nutzen kann.
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vgl. BVerfGE 125, 39 ff., JURIS Rn. 154

Auf diese Weise soll der traditionelle Wochenrhythmus aus sechs Tagen Arbeit und einem Tag
Ruhe, dem auch in anderen Kulturen und Religionen gefolgt wird, Rechnung getragen werden. Ge-
rade in dieser kollektiven Ruhe an Sonntagen liegt die gesellschaftliche Dimension dieses beson-
deren verfassungsrechtlichen Gutes. Die durch die kollektiven freien Tage bewirkte gleiche Tak-
tung des sozialen Lebens schafft erst die Mdglichkeit, sich an Sonn- und Feiertagen dem Leben in
der Familie, in der Ehe, in den Vereinen, in den Gemeinden und damit wesentlichen Grundelemen-
ten sozialen Zusammenlebens zuzuwenden. Der Sonn- und Feiertagsschutz ist demnach nicht auf
einen religidsen oder weltanschaulichen Sinngehalt der Sonntage beschrankt, sondern weist dar-
Uber hinaus wesentliche sozial- und gesellschaftspolitische Dimensionen auf.

vgl. BVerfGE 125, 39 ff., JURIS Rn. 154; BVerfGE 111, 10, 51

Aus dem Gebot der Arbeitsruhe folgt ein grundsatzliches verfassungsrechtliches Verbot von Téatig-
keiten mit werktaglichem Geprage an Sonn- und Feiertagen. Die Gewahrleistung von Tagen der
Arbeitsruhe und der seelischen Erhebung ist gemal der Rechtsprechung des BVerfG zudem un-
mittelbar darauf ausgerichtet, den Grundrechtschutz - auch im Sinne eines Grundrechtsvorausset-
zungsschutzes - zu starken und konkretisiert insofern die aus den jeweils einschlagigen Grund-
rechten folgenden staatlichen Schutzpflichten.

vgl. BVerfGE 125, 39 ff., JURIS Rn. 139

Zu beachten ist in diesem Zusammenhang, dass insbesondere die mit sonntaglichen Offnungszei-
ten verbundene Geschaftigkeit dem verfassungsrechtlichen Konzept der Sonntagsruhe wider-
spricht. Denn gerade Ladendffnungen begriinden wegen ihrer 6ffentlichen Wirkung den typisch
werktaglichen Charakter eines Tages.

vgl. BVerwG, Urt. v. 11.11.2015, 8 CN 2.14

Dieser erfasst nicht nur die in den Ladengeschaften Beschéaftigten und die Kunden, sondern auch
den StralRenverkehr, den offentlichen Personennahverkehr sowie weitere Bereiche des offentli-
chen Lebens. Damit bestimmt gerade die Ladendffnung den wahrnehmbaren Charakter eines Ta-
ges entscheidend, so dass auch diejenigen betroffen werden, die Ruhe und seelische Erhebung
suchen.

vgl. BVerfGE 125, 39 ff, JURIS Rn. 154 ff

Dies wird auch nicht dadurch relativiert, dass zundchst mdglicherweis nur mit einer geringen Be-
eintrachtigung zu rechnen sein wird, da die Inbetriebnahme entsprechender Verkaufsstellen einen
gewissen Vorlauf braucht. Es kann aber nicht ausgeschlossen werden, dass in Zukunft von der
Ausnahmemadglichkeit in groRerem Umfang Gebrauch gemacht wird und die allgemeinen Beein-
trachtigungen deutlich zunehmen.

Auch der VGH Kassel weist darauf hin, dass zwar dann, wenn - wie typischerweise bei der Ver-
wendung von Verkaufsautomaten - kein Verkaufspersonal fur den Verkauf benétigt wird, das dem
Ladenschlussrecht zu Grunde liegende Ziel des Arbeitnehmerschutzes erreicht ist. Allerdings lasse
dies keinen Umkehrschluss dahingehend zu, dass immer dann, wenn dem Kaufvorgang kein Per-
sonal beiwohnt, automatisch das weitere Ziel des HL6G - namlich den Sonntag und die staatlich

7
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anerkannten Feiertage als Tage der Arbeitsruhe und der seelischen Erhebung zu schutzen - er-
reicht wirde. Denn dem Schutzbereich unterfallen nicht nur in der Verkaufsstelle tatige Arbeitneh-
mer, sondern auch der Rest der Gesellschaft.

vgl. VGH Kassel, Beschl. v. 22.12.2023, 8 B 77/22

Vor diesem Hintergrund ist davon auszugehen, dass die Sonn- und Feiertagsruhe im Sinne der
Rechtsprechung des BVerfG auch dann betroffen ist, wenn vollautomatisierte Verkaufsstellen ohne
den Einsatz von Verkaufspersonal an Sonn- und Feiertagen fur den Verkauf von Waren geoffnet
werden. Die Zulassung der Offnung stellt mithin eine Beeintrachtigung der Sonn- und Feiertagsru-
he dar.

b) Zur Zulassigkeit der Ausnahme

Zu prufen ist daher weiter, ob die Beeintrachtigung der verfassungsrechtlich garantierten Sonn-
und Feiertagsruhe durch die Offnung der vollautomatisierten Verkaufsstellen an Sonn- und Feier-
tagen als Ausnahme zulassig sein kann.

Nach der Rechtsprechung des BVerfG kann es vom grundsatzlichen Gebot der Sonn- und Feier-
tagsruhe unter Beachtung des Uber- und UntermaRverbotes Ausnahmen nur im Interesse der
Verwirklichung des Schutzzweckes von Art. 139 WRYV selbst oder im Interesse des Schutzes an-
derer verfassungsrechtlich geschitzter Guter geben. Es sind somit nur sonn- und feiertagliche Ta-
tigkeiten mit Art. 139 WRYV vereinbar, die gleichzeitig der Verwirklichung des Zwecks der Sonn-
und Feiertagsruhe dienen oder zum Schutz hoher- oder gleichwertiger Rechtsglter erforderlich
sind. In der Entscheidung des BVerfG vom 1. Dezember 2009 heif3t es dazu:

»,Grundsétzlich hat die typische "werktagliche Geschéftigkeit" an Sonn- und Feiertagen zu ru-
hen. Der verfassungsrechtlich garantierte Sonn- und Feiertagsschutz ist nur begrenzt ein-
schrdnkbar. Ausnahmen von der Sonn- und Feiertagsruhe sind zur Wahrung héher- oder
gleichwertiger Rechtsgiter méglich.“

BVerfGE 125, 39 ff, JURIS Rn. 152

Da das Einkaufen gemaR der Rechtsprechung des BVerfG selbst nicht der seelischen Erhebung
dient, sind Beeintrachtigungen in diesem Zusammenhang nicht als ,Ausnahmen fur den Sonntag®,
sondern als ,Ausnahmen trotz des Sonntags” einzustufen. Daran andert auch der Umstand nichts,
dass in dem Entwurf eine Erweiterung der Zielsetzung des Gesetzes geplant ist, die laut Begrin-
dung dazu fiihren soll, dass es sich um ,Offnungen fiir den Sonntag“ handelt. Offnungen zum Kauf
von Waren des taglichen Ge- und Verbrauchs sind schon vom Wortlaut her auf das typisch werk-
tagliche Versorgungsinteresse ausgerichtet und damit den typisch werktaglichen Tatigkeiten zuzu-
ordnen. Eine typisch sonntagliche Beschaftigung kann darin nicht gesehen werden.

Die Beeintrachtigung ist daher nur dann zulassig, wenn sie zum Schutz bzw. zur Gewahrleistung
anderer, héher- oder gleichwertiger Rechtsguter erforderlich ist.

Zu beachten ist in diesem Zusammenhang, dass die Ausweitung der Offnungsmadglichkeiten an
Werktagen die Bedeutung der Sonntagsruhe zusatzlich wachsen lasst. Mit dem Umfang der Off-
nungsmoglichkeiten an Werktagen steigen mithin die Anforderungen an einen Sachgrund, der eine
zusatzliche Sonntagsoffnung rechtfertigen kann.
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vgl. BVerfGE 125, 39 ff, JURIS Rn. 168; 111, 10 ff

Gemal § 3 Abs. 1 HLSG ist die Offnung von Verkaufsstellen an Werktagen rund um die Uhr zuls-
sig. Dementsprechend waren an einen Sachgrund im Sinne des Schutzes bzw. zur Gewahrleis-
tung anderer, hdher- oder gleichwertiger Rechtsgiter fiir eine sonntagliche Offnung besonders ho-
he Anforderungen zu stellen.

Laut dem Gesetzentwurf soll die Ausnahme zunachst der Versorgung mit Waren des taglichen Ge-
und Verbrauchs dienen. Die Ausnahme zielt mithin darauf, das alltagliche Einkaufsinteresse der
Bevolkerung auch an Sonn- und Feiertagen zu befriedigen. Das alltagliche Einkaufsinteresse kann
nach der Rechtsprechung des BVerfG eine Ausnahme vom Sonn- und Feiertagsschutz aber in
keinem Fall rechtfertigen. In der maf3geblichen Entscheidung des BVerfG heil’t es:

»Ein blo3 wirtschaftliches Umsatzinteresse der Verkaufsstelleninhaber und ein alltédgliches Er-
werbsinteresse (,Shopping-Interesse”) potenzieller Kéufer geniigen grundsétzlich nicht, um
Ausnahmen von dem verfassungsunmittelbar verankerten Schutz der Arbeitsruhe und der Még-
lichkeit zu seelischer Erhebung an Sonn- und Feiertagen zu rechtfertigen.”

BVerfGE 125, 39 ff, JURIS Rn. 157

Als Sachgrund kommen mithin nichtalltdgliche Anlasse in Betracht, die ausnahmsweise eine Ver-
sorgung mit bestimmten Waren an Sonn- und Feiertagen erforderlich machen. Zu denken ist an
die zulassigen Ausnahmen im Zusammenhang mit besonderen Festen oder im Rahmen von Kul-
turveranstaltungen. Der Wunsch, sich auch an Sonn- und Feiertagen mit alltdglichen Waren ver-
sorgen zu konnen, stellt in diesem Sinne keinen hinreichenden Sachgrund dar. Damit kommt das
Bedulrfnis zum Kauf von Waren des taglichen Ge- und Verbrauchs als Sachgrund flr eine Aus-
nahme nicht in Betracht.

Soweit in der Begrindung zudem das allgemeine Interesse an einer Sicherstellung der wohnort-
nahen Versorgung benannt wird, kann darin zwar im Grundsatz ein 6ffentliches Interesse gesehen
werden. Die Offnung der vollautomatisierten Verkaufsstellen an Sonn- und Feiertagen ist jedoch
weder geeignet noch erforderlich, um die wohnortnahe Versorgung sicherzustellen. Die wohnort-
nahe Versorgung wird auf Grundlage der Regelungen des HL6G auch bisher an Werktagen rund
um die Uhr sichergestellt. Es ist nicht ersichtlich, dass die Regelungen des HLOG einschlieRlich
der umfangreichen Ausnahmeregelungen fiir Offnungen an Sonn- und Feiertagen nicht geniigen
wiirden, um die wohnortnahe Versorgung zu sichern. Eine zusétzliche Offnung an Sonn- und Fei-
ertagen tragt insbesondere nicht dazu bei, dass die Wohnortndhe der Verkaufsstellen verbessert
wirde. Ein Betrieb wohnortnaher Verkaufsstellen - auch vollautomatisierter Verkaufsstellen - ist an
Werktagen rund um die Uhr zuléssig. Inwiefern eine zusatzliche Offnung an Sonn- und Feiertagen
die Wohnortnahe verbessern konnte, erschliefl3t sich nicht. Eine zusatzliche Offnung an Sonn- und
Feiertagen ist zur Sicherung der wohnortnahen Grundversorgung somit nicht geeignet oder erfor-
derlich.

Darlber hinaus wird versucht, die Ausnahme auch mit der sozialen Bedeutung vollautomatisierter
Supermarkte als Treffpunkte und Orte der Kommunikation zu begriinden. Da es an Sonntagen ei-
ne Vielzahl von Begegnungsmadglichkeiten gibt, durfte ein hinreichend gewichtiges Bedurfnis fur
Begegnung in vollautomatisierten Supermarkten, welches eine Ausnahme vom Sonn- und Feier-
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tagsschutz rechtfertigen kdénnte, nicht bestehen. In jedem Fall ist die Ausnahmeregelung insoweit
nicht erforderlich.

c) Zwischenergebnis

Die Offnung vollautomatisierter Verkaufsstellen an Sonn- und Feiertagen zum Verkauf von Waren
des taglichen Ge- und Verbrauchs stellt eine Beeintrachtigung der Sonn- und Feiertagsruhe dar.
Es bestehen zumindest erhebliche Zweifel daran, dass diese Beeintrachtigung durch einen hinrei-
chenden Sachgrund gerechtfertigt ist. Damit steht die Regelung voraussichtlich nicht im Einklang
mit den verfassungsrechtlichen Vorgaben zum Sonn- und Feiertagsschutz.

lll) Ergebnis
Das Ergebnis ist wie folgt zusammenzufassen:

1. Die Anpassung der geplanten Definition der ,digitalen Kleinstsupermarkte® stellt eine Ver-
besserung im Vergleich zum ersten Entwurf dar. Insbesondere konnten die Bedenken hin-
sichtlich der hinreichenden Bestimmtheit damit ausgerdumt werden.

2. Die Neufassung der Definition der Waren des taglichen Ge- und Verbrauchs ist zu begri-
Ren, da sie mehr Rechtsklarheit und Rechtssicherheit schaffen durfte.

3. Es bestehen begrindete Zweifel daran, dass die geplante Regelung in § 4 Abs. 1 Nr. 3
Entwurf- HL8G, wonach das Offnungsverbot an Sonn- und Feiertagen fiir ,digitale Kleinst-
supermarkte“ nicht gelten soll, mit dem verfassungsrechtlichen Gebot der Sonn- und Feier-
tagsruhe vereinbar ist.

4. Im Hinblick auf die weiteren Anderungen oder Ergdnzungen bestehen keine Bedenken.

B. Weitere Gedanken und Argumente zum verfassungsrechtlich garantierten
Schutz des arbeitsfreien Sonntags

1) Unterschied zwischen Werktag und Sonntag/Feiertag muss erkennbar und erlebbar
bleiben

Die im Rahmen der ersten Lesung des Minimarkt-Gesetzes vorgetragenen Argumente lassen nicht
erkennen, dass sie in Kenntnis der Vorgaben des Bundesverfassungsgerichtes (BVerfG) erfolgt
sind. Sie nehmen nicht darauf Bezug und es ist folglich auch nicht plausibel, inwiefern sie den Vor-
gaben des BVerfG genugen sollen.

Wesentlich fur die Urteilsbegrindung des BVerfG aus dem Jahre 2009 ist die MalRgabe, dass
rechtliche Regelungen in Bezug auf Ladendffnungen sicherstellen missen, dass der Unterschied
zwischen Werktag und Sonntag/Feiertag erkennbar und erlebbar bleibt. Diese Anforderung hat
Auswirkungen auf die konkrete Ausgestaltung des Arbeitsrechtes, aber sie reicht deutlich tber ar-
beitsrechtliche Anforderungen hinaus.
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Als Faustregel kann man sagen: Tatigkeiten, die typisch fir den Werktag und offentlich wahr-
nehmbar sind bzw. Auswirkungen auf das 6ffentliche Leben haben, und von denen gilt, dass sie
auf Werktage verschoben werden kénnen, missen auf Werktage verschoben werden.

Das gilt sowohl fiir den Bereich der Erwerbsarbeit als auch flr den Bereich des Privatlebens. Es ist
nicht nur fir Erwerbstatige unzulassig an Sonn- und Feiertagen lautstarke SanierungsmafRnahmen
an einem fremden Gebaude durchzuflhren, sondern auch fir Hobbyhandwerker im eigenen Haus.
Es ist nicht nur der Einsatz von Verkaufspersonal an Sonn- und Feiertagen in einem Lebensmittel-
geschaft unzuldssig, sondern auch die Einkaufstatigkeit durch die Kunden, weil und insofern sie
eine werktagliche Tatigkeit darstellt, die auf einen Werktag verschoben werden kann.

Etwaige Versaumnisse oder Nachlassigkeiten rechtfertigen keine Ausnahme hiervon. Wer es ver-
saumt, rechtzeitig flr das Familientreffen einen Tisch im gewlinschten Restaurant zu reservieren,
hat keinen Anspruch darauf, dass seinem Wunsch trotzdem entsprochen wird. Und wer es ver-
saumt, fur das Familientreffen zuhause rechtzeitig ausreichend Schlagsahne fur den Obstkuchen
zu besorgen, hat auch keinen Anspruch darauf, dass er das Versdumnis am Sonntag nachholen
kann.

Der grundgesetzliche Schutz der Sonn- und Feiertage geht davon aus, dass es zur Alltagskompe-
tenz der Bevdlkerung gehdrt, durch vorausschauende Planung den Einschrankungen der Sonn-
und Feiertage souveran zu begegnen und gerade dadurch die Freiheiten zu geniel3en, die die
Sonn- und Feiertage nur dadurch bieten kénnen, dass sie eben keine Werktage sind.

) Zur Bestimmung von Inhalt und politischem Stellenwert des Begriffs ,,seelische Erhe-
bung im Sinn von Artikel 140 Grundgesetz i. V. mit Art. 139 Weimarer Reichsverfas-
sung

Verbreitet ist bei vielen Menschen, wenn sie den Ausdruck ,seelische Erhebung® héren, der erste
Eindruck: ,So spricht heute keiner.” Worum es dabei gehe, sei ein Anliegen von gestern, inzwi-
schen irrelevant geworden, kdnne heute also ignoriert werden.

In der Tat ist die Formulierung 100 Jahre alt, stammt aus der Weimarer Verfassung (Art. 139): ,Der
Sonntag und die staatlich anerkannten Feiertage bleiben als Tage der Arbeitsruhe und der seeli-
schen Erhebung gesetzlich geschitzt.“ Ohne Veranderung im sprachlichen Ausdruck bestimmt
das Grundgesetz in Artikel 140 ihre weiterhin bestehende Geltung: ,Die Bestimmungen der Artikel
136, 137, 138, 139 und 141 der deutschen Verfassung vom 11. August 1919 sind Bestandteil die-
ses Grundgesetzes.” Und der Hessische Verwaltungsgerichtshof macht in seinem Beschluss vom
22.12.2023 darauf aufmerksam: ... neben dem Arbeitnehmerschutz verfolgt das L6G nach seinem
§ 1 Nr. 2 noch das weitere Ziel, den Sonntag und die staatlich anerkannten Feiertage als Tage der
Arbeitsruhe und der seelischen Erhebung zu schiitzen. Damit unterfallen seinem Schutzbereich
nicht nur in der Verkaufsstelle tatige Arbeitnehmer, sondern auch der Rest der Gesellschaft.”
(HessVGH 22.12.2023 Az: 8 B 77/22 Rd-Nr. 16)

Aus der hiermit getroffenen Bestimmung des gesellschaftlichen Stellenwerts der Sonn- und Feier-
tage ist in den letzten Jahrzehnten in der offentlichen Diskussion von Konflikten zum Sonntags-
schutz vorwiegend die Rede vom Wert der sonntaglichen ,Arbeitsruhe” im Sinn des Schutzes von
Arbeitnehmer*innen vor vermeidbarer Verpflichtung zum Arbeiten an Sonntagen.
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Der andere hier von der Verfassung geschutzte Wert, die ,seelische Erhebung®, wurde, wenn
uberhaupt erwahnt, eher als gestrig belachelt. Allenfalls wurde gelegentlich der staatlich geschitz-
te Wert des Sonntags als ,soziales Kulturgut‘ geltend gemacht. Im o&ffentlichen Bewusstsein
kommt die sogenannte ,seelische Erhebung“ so viel wie nicht vor. Und wenn doch einmal, dann
wird sie schnell einem religiésen oder kirchlichen Interesse zugeordnet.

Eine Engflhrung darauf ist jedoch durch die Regeln des Art. 140 GG klar ausgeschlossen. Mit
.seelischer Erhebung® ist ein Wert bezeichnet, der alle Menschen betrifft — vollig unabhangig von
ihrer religiosen oder weltanschaulichen Orientierung —; ein eher sozialpolitisch einzuordnender
Wert mit profanen Zielen wie einer Ermdglichung von persoénlicher Ruhe oder auch gemeinsamer
Erholung, von Entspannung und Mul3e.

Trotz aller Distanz zu heute Ublichen Sprechweisen geht es bei dem Wort ,seelisch® offensichtlich
um eine immaterielle, subjektiv wahrgenommene Befindlichkeit, um ein emotionales Phanomen im
Zusammenhang mit aulReren Bedingungen. Und bei seelischer ,Erhebung® geht es offenkundig um
eine Bewusstseinsqualitdt, um ein Wurdebewusstsein, eine Sinnerfahrung, Glicksempfindung,
Selbstwerterfahrung. Einer solchen psychischen Wahrnehmung entsprechen heute gangige Re-
dewendungen wie ,in gehobener Stimmung* oder ,in Hochstimmung“. Subjekt einer solchen Ge-
fuhlslage kann sowohl eine individuelle Person sein wie auch eine Gemeinschaft von Menschen:
etwa im Stadion, bei Kulturveranstaltungen, Familienfeiern, Treffen im Freundeskreis, bei Aktions-
planungen usw. Solche emotionale Wahrnehmung bestimmt sich auch durch die Benennung ihres
Gegenteils in Worten wie ,gedrickt’, ,niedergedrickt”, ,deprimiert” oder ,niedergeschlagen®.

Hinter dem vielleicht gestrig klingenden Wort von der ,seelischen Erhebung® verbirgt sich ein all-
gemein hoch geschatzter sozialkultureller Wert, der allerdings haufig nur unterschwellig wahrge-
nommen wird, weil die meisten Menschen in unserem Kulturkreis ihn als ,selbstverstandlich“ gel-
tend nutzen und genielRen. Einige Beispiele dafir:

- Im offentlich-rechtlichen Rundfunk und Fernsehen gibt es an Sonntagen keine Konsumwer-
bung.

- Glasmull-Container werden an Sonntagen nicht befllt.

- Trotz gewichtiger entgegengesetzter wirtschaftlicher Interessen schranken Verbote den Lkw-
Verkehr an Sonntagen erheblich ein.

- Generell ist das Verkehrsaufkommen auf den Strallen an Sonntagen geringer.

- Insgesamt ist das Niveau an Larmemissionen an Sonntagen erheblich niedriger als an Werkta-
gen.

- Viele Pop-Lieder — in vergangenen Jahrzehnten mehr als heute — besingen die dem Sonntag
eigene Lebenslust.

- Das Bedurfnis nach sonntaglicher Arbeitsruhe samt der entsprechenden ausgleichenden Ent-
spannung — im Grundgesetz ,seelische Erhebung“ genannt — hat sich gewohnheitsmaRig in
weiten Teilen der Gesellschaft ausgeweitet zum schul- und arbeitsfreien Samstag und genief3t
inzwischen als ,freies Wochenende“ allgemeine gesellschaftliche Anerkennung. Angesichts zu-
nehmender Arbeitsverdichtung, allgemeiner Beschleunigung und Stresszunahme durfte dieser
Trend zukunftig eher zunehmen. Der Ruf nach der Vier-Tage-Arbeitswoche ist wohl ein Indiz
dafur.

- Viele Menschen wunschen einander schwarmend ein ,schones Wochenende® und meinen da-
mit vielerlei Mdglichkeiten, sich mit Freunden zu treffen, mal ,fiinfe gerade sein zu lassen, Nei-
gungen und Gellsten nach MuRe, Sport, Outdoor-Aktivitdten oder Kulturveranstaltungen nach-
zugehen.
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- Ermoglicht wird das durch eine 6ffentlich wahrnehmbare Stimmungslage, in der mehr Sponta-
neitat als an den Werktagen sich entfalten kann, weil weniger Zusammenhange eines Zeitma-
nagements zu beachten sind und weil insgesamt mehr Ruhe ,in der Luft liegt®.

- Ja, es gibt eine eigene Sonntags-Atmosphare: Sonntags im Bus oder in der Stralenbahn, egal
ob tagsliber oder abends, ist die gesamte Optik und Stimmungslage anders als an Werktagen.
Sonntags machen die Menschen im 6ffentlichen Raum einen deutlich gelésteren Eindruck. Da
gibt es mehr Kommunikation untereinander, mehr Freundlichkeit, auch manchmal mehr Ausge-
lassenheit, jedenfalls weniger starre Mimik und verkniffene Blicke.

Egal ob Musik oder Sport oder religiose Gemeinschaft oder blrgerschaftliches Engagement, alles
das ,geht‘ nur in einem Umfeld, in dem nicht alle rund um die Uhr erreichbar oder sonstwie in Be-
reitschaft bleiben mussen fiur die Geschaftigkeit, die zur Standard-Norm erhoben wurde. Solche
Lebensfreude und Feiern ,gehen” nur mit der Kultur des geschitzten Sonntags. Eigentlich geht es
um die Lebensfahigkeit einer Gesellschaft, die aus dem konstruktiven Miteinander ihrer Bevdlke-
rung lebt.

Der Einwand, man mége doch nicht aus der ,Micke“ von ein paar teo-Markten den ,Elefanten” ei-
nes Untergangs unserer Sonntagskultur machen, macht nur blind fur die damit eréffneten Schritte
auf einem weiteren Weg zur Aushdhlung des Sonntagsschutzes.

Nédhere Informationen: Bernhard Schiederig, @ 0176 465 39 996

»Allianz fiir den freien Sonntag Hessen“ — wer sie tragt und unterstiitzt

In der 2010 gebildeten ,Allianz fur den freien Sonntag Hessen® arbeiten Einrichtungen und Organi-
sationen der Evangelischen und Katholischen Kirche sowie der Gewerkschaft ver.di zusammen.
Trager*innen: Bonifatiuswerk der deutschen Katholiken; Caritasverband fir die Diézese Limburg;
Christliche Arbeiterjugend (CAJ) Limburg; Didzesanversammlung im Bistum Limburg; Evangeli-
sche Dekanate Bergstrae, Darmstadt-Stadt, Darmstadt-Land und Vorderer Odenwald; Evangeli-
sche Kirche in Hessen und Nassau (EKHN) Zentrum Gesellschaftliche Verantwortung Mainz;
Evangelische Kirche von Kurhessen-Waldeck (EKKW) Referat Wirtschaft-Arbeit-Soziales; GdP
Gewerkschaft der Polizei Landesbezirk Hessen; Katholikenrat im Bistum Mainz; Katholische Ar-
beithehmerbewegung KAB Didzesanverbande Fulda, Limburg und Mainz; Katholische Frauenge-
meinschaft Deutschlands (KFD) Di6zesanverband Limburg; Kolping Landesverband Hessen; pax
christi Rhein Main Regionalverband Limburg-Mainz; Katholische Betriebsseelsorge im Bistum
Mainz; Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft ver.di Landesbezirk Hessen. Unterstiitzer*innen:
Ackermann-Gemeinde Dibdzesanstelle Limburg; Deutsche Jugendkraft (DJK) Di6zesanverband
Limburg; Deutscher Gewerkschaftsbund DGB Bezirk Hessen-Thuringen; Gewerkschaft Erziehung
und Wissenschaft GEW Landesbezirk Hessen.

13



	1-Gem.Hohenroda
	2-HSGB
	3-Komm.Kath.Bischöfe
	4-LK-Fulda
	5-Gem.Rasdorf
	6-ver.di
	7-REWE
	8-Ev.Kirche
	9-DGB
	10-tegut
	11-Allianz-freier-Sonntag-unaufg



